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Die vorliegende PDF-Datei haben wir auf Wunsch des Mandanten erstellt. 
 
Wir weisen darauf hin, dass maßgeblich für unsere Berichterstattung über die 
Abschlussprüfung ausschließlich unser Prüfungsbericht in der unterzeichneten Original-
fassung ist. 
 
Da nur der gebundene und von uns unterzeichnete Bericht das berufsrechtlich verbindliche 
Ergebnis unserer Prüfung darstellt, können wir für die inhaltliche Richtigkeit und Vollständigkeit 
dieser PDF-Datei keine Haftung übernehmen. 
 
Hinsichtlich der Weitergabe an Dritte weisen wir darauf hin, dass sich unsere 
Verantwortlichkeit - auch gegenüber Dritten - allein nach den Auftragsbedingungen im Bericht 
(AAB vom 1. Januar 2024) richtet.
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Abkürzungsverzeichnis

Abs. Absatz
AKR Anti-Korruptions-Richtlinie
Art. Artikel
BaFin Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
bzw. beziehungsweise
EGHGB Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch
EU Europäische Union
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
GuV Gewinn- und Verlustrechnung
HGB Handelsgesetzbuch
HRB Handelsregister Abteilung B
IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., Düsseldorf
i. H. v. in Höhe von
IKS Internes Kontrollsystem
ISA [DE] International Standards on Auditing [DE] in der deutschen Übersetzung
i. S. d. im Sinne des
IT Informationstechnologie
i. V. im Vorjahr
KStG Körperschaftsteuergesetz
n. F. neue Fassung
Nr. Nummer
PS Prüfungsstandard (des IDW)
RS Rechnungslegungsstandard (des IDW)
TEUR tausend Euro
u. a. unter anderem
VOF Vergabeordnung für freiberufliche Leistungen
VOL Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen
z. B. zum Beispiel
e. V. eingetragener Verein

Hinweis: Aus Darstellungsgründen können Rundungsdifferenzen zu den sich mathematisch genau erge-
benden Werten (z. B. Geldeinheiten, Prozentangaben) auftreten.
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A. Prüfungsauftrag 

Der besondere Vertreter der

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V.,
Kassel

(im Folgenden auch kurz: "Verein“ oder "AWO"),

hat uns aufgrund des Beschlusses des Bezirksvorstandes vom 26. September 2025 mit der
Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2025 unter Einbeziehung der zugrunde
liegenden Buchführung und des Lageberichts beauftragt.

Der Verein ist nicht auf Grundlage gesetzlicher Vorschriften, sondern auf Grundlage des
§ 11 Abs. 3 der Vereinssatzung i. V. m. der Revisionsordnung im Rahmen des Verbandssta-
tuts der Arbeitgeberwohlfahrt entsprechend den Grundsätzen handelsrechtlicher Jahresab-
schlussprüfungen (§§ 316 ff. HGB) prüfungspflichtig.

Der Prüfungsbericht richtet sich ausschließlich an den geprüften Verein. Er wurde nach IDW
PS 450 n. F. (10.2021) i. V. m. IDW PS 950 erstellt.

Auftragsgemäß wurde der Prüfungsumfang um die Prüfung gemäß § 53 HGrG sowie der Prü-
fung der Einhaltung der Regelungen des AWO Governance Kodex erweitert. 

Darüber hinaus sind wir beauftragt worden, weitergehende Aufgliederungen und Erläuterun-
gen der Posten des Jahresabschlusses vorzunehmen (Anlage 8).

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-
wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Für diesen Auftrag gelten, auch im Verhältnis zu Dritten, unsere als Anlage beigefügten Allge-
meinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2024. Wir verweisen ergänzend auf die dort in Ziffer 9
enthaltenen Haftungsregelungen und auf den Haftungsausschluss gegenüber Dritten.
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B. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir folgenden Bestätigungsvermerk mit
Datum vom 1. Juni 2026 erteilt:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An den Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e.V., Kassel

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V.,
Kassel, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband
Hessen-Nord e. V., Kassel, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum
31. Dezember 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Vereins

zum 31. Dezember 2025 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom

1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des

Vereins. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-

resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-
tigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
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ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der besonderen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt

Die besonderen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt. Ferner
sind die besonderen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die besonderen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem sind die besonderen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Vereins vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die besonderen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Vereins vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-
ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführ-
te Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahres-

abschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-

fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende we-

sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine

aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da do-

lose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-

keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-

ten können.

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen

Kontrollen des Vereins bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den besonderen Vertretern angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den besonderen Vertretern

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den besonderen Vertre-

tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche

Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-

deutsame Zweifel an der Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-

cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-

gaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese

Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-

vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-

nen jedoch dazu führen, dass der Vereins seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann.
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 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Vereins.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den besonderen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-

ben von den besonderen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach

und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie

zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-

vermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten

Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prü-
fung feststellen."
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C. Grundsätzliche Feststellungen

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die besonderen Vertreter

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse halten wir
die Darstellung und Beurteilung der Lage des Vereins und ihrer voraussichtlichen Entwicklung
durch die besonderen Vertreter im Jahresabschluss und im Lagebericht für zutreffend.

Der Lagebericht enthält unseres Erachtens folgende wesentliche Aussagen zur wirtschaftli-
chen Lage, dem Geschäftsverlauf und der zukünftigen Entwicklung:

Geschäftsverlauf und wirtschaftliche Lage des Vereins

Hervorzuheben sind insbesondere die folgenden Aspekte:

 Die wirtschaftliche Entwicklung sozialer Einrichtungen und Dienste ist geprägt durch an-

haltende Kostensteigerungen im Personal- und Sachkostenbereich.

 Der Bereich der Mitgliederzahlen vieler Wohlfahrtsverbände entwickelt sich langfristig

rückläufig. Dies hat Auswirkungen auf die ehrenamtlichen Strukturen, die Gewinnung akti-

ver Mitglieder sowie die langfristige Sicherstellung verbandlicher Arbeit. 

 Die Rahmenbedingungen des Pflege- und Sozialmarktes wirken sich unmittelbar auf die

wirtschaftliche Entwicklung des Vereines aus.

Die Vermögenslage des Vereins entwickelte sich nach den Aussagen der besonderen Vertre-
ter wie folgt:

 Verglichen mit dem Vorjahr hat sich die Anlagenquote um 1,1 % auf 96,1 % reduziert.

Dies ist insbesondere auf den Anstieg der liquiden Mittel sowie gleichzeitig moderatem

Wachstum des Anlagevermögens zurückzuführen.

 Ebenso gesunken ist die Fremdkapitalquote um 6,3 % auf 54,1 %, was im Wesentlichen

mit dem gestiegenen Eigenkapital und dem Rückgang der Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten begründet werden kann.

Die Finanz- und Liquiditätslage des Vereins entwickelte sich wie folgt:

 Der Cashflow konnte sich im Berichtsjahr deutlich verbessern und beträgt 1.534 TEUR

(i. V.  TEUR -545). 

 Der Cashflow wurde maßgeblich durch den positiven Cashflow aus der Investitionstätig-

keit sowie die stabilen Mittelzuflüsse aus der laufenden Geschäftstätigkeit beeinflusst.

 Im Bereich der Finanzierungstätigkeit ergibt sich ein Mittelabfluss von -4.021 TEUR

(i. V. -3.019 TEUR). Dies resultiert aus den planmäßigen Tilgungen von Darlehen sowie

aus geleisteten Zinszahlungen. 
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Die Ertragslage des Vereins entwickelte sich wie folgt:

 Die Umsatzrentabilität hat sich gegenüber dem Vorjahr um 3,7 % auf 24,8 % verbessert.

 Der Verein verzeichnet konstant gute Ergebnisse, was im Wesentlichen auf die langfristi-

ge Vermietung der Immobilien an die Tochtergesellschaft, AWO gemeinnützige Gesell-

schaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH, und die auslastungsun-

abhängige Bemessung der jährlichen Pacht zurückzuführen ist.

 Im Berichtsjahr erzielte der Verein ein Ergebnis von 6.637 TEUR, welches deutlich über

dem ursprünglichen Jahresplan von  942 TEUR lag.

 Die Abweichung vom Planergebnis ist maßgeblich durch eine einmalige Ausschüttung der

Tochtergesellschaft, AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und

Dienste in Nordhessen mbH, im Zusammenhang mit der Baumaßnahme in Eschwege-

Döhlestraße sowie der Abschlussgebühr zweier Bausparverträge zur Finanzierung der

Baumaßnahme in Eschwege beeinflusst.

Im Risiko- und Chancenbericht werden folgende Feststellungen getroffen:

 Durch etablierte Steuerungs- und Controllinginstrumente ist der Verein in der Lage wirt-

schaftliche Entwicklungen zeitnah zu erkennen und erforderliche Maßnahmen einzuleiten.

 Bestandsgefährdende Risiken sind derzeit nicht zu erkennen. 

 Wesentliche Risiken bestehen für den Verein durch steigende Bau-, Instandhaltungs- und

Finanzierungskosten, die langfristige Entwicklung der Mitgliederzahlen und ehrenamtli-

chen Strukturen sowie durch die mittelbaren Auswirkungen der wirtschaftlichen Entwick-

lungen der Tochtergesellschaft, AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtun-

gen und Dienste in Nordhessen mbH.

 Aufgrund der fortlaufenden Modernisierung und Weiterentwicklung des Immobilienbestan-

des wird die Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen langfristig gestärkt. 

 Aus laufenden Gesprächen mit Kommunen und Zuschussgebern ergibt sich für den Ver-

ein die Chance die bestehenden Finanzierungsstrukturen weiterzuentwickeln und die Refi-

nanzierung einzelner Angebote zu verbessern.

Voraussichtliche Entwicklung des Vereins

Die Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung des Vereins im Lagebericht basiert auf An-
nahmen, bei denen Beurteilungsspielräume vorhanden sind. Wir halten diese Darstellung für
plausibel. In diesem Zusammenhang ist insbesondere auf folgende Kernaussagen hinzuwei-
sen:

 Für das Geschäftsjahr 2026 prognostiziert der Verein ein weiterhin positives Ergebnis in

Höhe von 936 TEUR.

 Für die kommenden Jahre plant der Verein umfassende Modernisierungen und Sanierun-

gen in den Wohnanlagen Kassel-Querallee sowie den Einrichtungen in Bebra und Gla-

denbach.
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 In Bezug auf die Nachfrage von stationären Pflegeangeboten, seniorengerechtem Woh-

nen sowie quartiersbezogenen Unterstützungsangeboten geht die Geschäftsleitung wei-

terhin davon aus, dass diese auf einem hohen Niveau verbleiben.

 Mittelbare Effekte auf Preisentwicklungen, Lieferketten oder die allgemeine wirtschaftliche

Lage werden beobachtet, stellen aber aktuell keine wesentliche Beeinträchtigung auf die

voraussichtliche Entwicklung dar.

 Insgesamt wird von einer geordneten wirtschaftlichen Entwicklung des Vereins in den

kommenden Jahren ausgegangen.

D. Prüfungsdurchführung

I. Gegenstand der Prüfung 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buchführung, den
Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - und
den Lagebericht auf die Einhaltung der einschlägigen deutschen gesetzlichen Vorschriften
und der sie ergänzenden Bestimmungen der Vereinssatzung geprüft.

Die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jahresabschlusses
waren die Rechnungslegungsvorschriften der §§ 242 bis 256a und der §§ 264 bis 288 HGB.
Ergänzende Bilanzierungsbestimmungen aus der Vereinssatzung wurden beachtet. Weiterhin
wurde die IDW Verlautbarung IDW RS HFA 14 sowie der IDW PS 750 berücksichtigt. Prü-
fungskriterien für den Lagebericht waren die Vorschriften des § 289 HGB.

Unsere Prüfung erstreckt sich auftragsgemäß weiterhin auf die Prüfung der Ordnungsmäßig-
keit der Geschäftsführung nach § 53 HGrG. Wir verweisen hierzu auf unsere Ausführungen in
Anlage 9 und Abschnitt F.

Die Prüfung der Einhaltung des AWO-Governance-Kodex (vgl. Abschnitt F.) ist im Prüfungs-
umfang enthalten.

II. Art und Umfang der Prüfung 

Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom In-
stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung vorgenommen.

Die Prüfung erstreckt sich nicht darauf, ob der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder
die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden kann.

Grundlage unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes ist die Entwicklung einer Prüfungs-
strategie und eines darauf abgestimmten Prüfungsprogramms, mit dem Ziel ausreichende ge-
eignete Prüfungsnachweise zu erlangen, um das Prüfungsrisiko auf ein vertretbar niedriges
Maß zu reduzieren. Das Prüfungsprogramm enthält die von den Mitgliedern des Prüfungs-
teams durchzuführenden Prüfungshandlungen nach Art, zeitlicher Einteilung und Umfang.
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Bei der Identifizierung und Beurteilung der Risiken falscher Darstellungen aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern auf Abschluss- und Aussageebene erlangen wir ein Ver-
ständnis von dem Unternehmen und dessen Umfeld, einschließlich des internen Kontrollsys-
tems und ggf. der für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnah-
men. Darauf aufbauend führen wir ggf. Funktionsprüfungen durch, um die Wirksamkeit von
relevanten Kontrollen zu beurteilen. Die Erkenntnisse aus diesen Prüfungshandlungen haben
wir bei der Festlegung der aussagebezogenen analytischen Prüfungshandlungen und der
Einzelfallprüfungen berücksichtigt, die darauf ausgerichtet sind, wesentlich falsche Darstellun-
gen aufzudecken.

Da der Vorjahresabschluss durch unsere Gesellschaft nicht geprüft wurde und es sich somit
aus unserer Sicht als Abschlussprüfer um eine Erstprüfung handelt, haben wir unter Beach-
tung ISA [DE] im Rahmen unserer Prüfungsstrategie weitergehende Prüfungshandlungen
durchgeführt. Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang u. a. die folgenden Prüfungs-
handlungen und -felder:

 Analyse der Geschäftstätigkeit und der Organisation des Unternehmens sowie der Ausge-

staltung der Rechnungslegung auch in Bezug auf das vorangegangene Geschäftsjahr,

 Prüfung des korrekten Vortrags der Eröffnungsbilanzwerte aus der Schlussbilanz des vor-

hergehenden Geschäftsjahres,

 Bilanzpostenbezogene Prüfung der Einhaltung der Grundsätze der Ansatz-, Ausweis- und

Bewertungsstetigkeit,

 Prüfung der Eröffnungsbilanzwerte des Anlagevermögens anhand der zugrunde liegen-

den Anlagenbuchführung,

 Prüfung der in den Eröffnungsbilanzwerten ausgewiesenen wesentlichen Forderungen

und Verbindlichkeiten durch Prüfung der korrekten Periodenabgrenzung,

 Prüfung der Eröffnungsbilanzwerte des Eigenkapitals durch Einsichtnahme in gesell-

schaftsrechtliche Unterlagen.

Bei der Planung und Durchführung der Prüfung als auch bei der Beurteilung der Auswirkun-
gen von identifizierten falschen Darstellungen auf den Abschluss und Lagebericht haben wir
das Konzept der Wesentlichkeit beachtet.

Unser Prüfungsprogramm hat folgende Schwerpunkte umfasst:

 Analyse des Prozesses der Jahresabschlusserstellung,

 Ausweis und Darstellung des Anlagevermögens,

 Ansatz, Ausweis und Bewertung der Forderungen und Verbindlichkeiten,

 Realisierung und Abgrenzung der Umsatzerlöse sowie der korrespondierenden Aufwen-

dungen,

 Prüfung der Angaben im Lagebericht, insbesondere prognostische Angaben,

 weitere Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Darstellung der

Vermögens- und Ertragslage.
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Wir haben unsere Prüfung u. a. im Dezember 2025 (Vorprüfung) und, mit Unterbrechungen,
im April 2026 (Hauptprüfung) in den Geschäftsräumen des Vereins in Kassel durchgeführt.
Die abschließenden Arbeiten wurden daran anschließend in unserem Hause erledigt.

Weiterhin haben wir u. a. folgende Standardprüfungshandlungen vorgenommen:

 Auswirkungen aus dem Vorjahresabschluss auf die Prüfungsdurchführung,

 Beurteilung der Fortführungsprämisse,

 Einholung von Bestätigungen Dritter (rechtliche Stellungnahmen und Saldenbestätigun-

gen),

 Berücksichtigung der Arbeit der internen Revision,

 Analyse des Vereins mit seinen Besonderheiten, den Zielen, Strategien und Risiken des

Vereins,

 Analyse der Vereinsumgebung und der bestehenden Rahmenbedingungen der Betäti-

gung,

 Beurteilung der Einflussnahmemöglichkeit auf Posten des Jahresabschlusses,

 Feststellung relevanter Geschäftsvorfälle,

 analytische Prüfungshandlungen,

 Aufbauprüfung der rechnungslegungsrelevanten Kontrollmaßnahmen (IKS) im Hinblick

auf Angemessenheit, eingeschlossen Konzeption, Implementierung und Aufrechterhal-

tung der Kontrollmaßnahmen,

 Befragungen im Hinblick auf wesentliche falsche Angaben auf Grund von dolosen Hand-

lungen,

 Beobachtungen und Inaugenscheinnahmen.

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise sind erbracht worden. Die besonderen
Vertreter haben uns die Vollständigkeit dieser Aufklärungen und Nachweise sowie der Buch-
führung, des Jahresabschlusses und des Lageberichts schriftlich bestätigt.
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E. Feststellungen zur Rechnungslegung

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
die Buchführung den gesetzlichen Vorschriften. Die aus weiteren geprüften Unterlagen ent-
nommenen Informationen haben zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jah-
resabschluss und Lagebericht geführt.

Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung, die sich auf

 die Ordnungsmäßigkeit der Bestandteile des Abschlusses und deren Ableitung aus der

Buchführung,

 die Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, inklusive der Anwendung

der Schutzklausel nach § 286 Abs. 4 HGB,

 die Beachtung der Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften,

 die Beachtung aller für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften ein-

schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größenabhängigen,

rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen und

 die Beachtung von Regelungen des Vereinssatzung soweit diese den Inhalt der Rech-

nungslegung betreffen

erstreckt hat, haben wir den in Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerk erteilt.

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Bewertungsgrundlagen

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie den für die Bewertung
von Vermögensgegenständen und Schulden maßgeblichen Faktoren einschließlich etwaiger
Auswirkungen von Änderungen an diesen Methoden verweisen wir auf die Ausführungen im
Anhang.

Zusammenfassende Beurteilung

Nach unserer auftragsgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Bestäti-
gungsvermerk getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss insgesamt unter
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt.
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrags

I. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und
2 HGrG und den hierzu vom IDW gemeinsam mit Vertretern des Bundesministeriums der Fi-
nanzen, des Bundesrechnungshofes und der Landesrechnungshöfe erarbeiteten IDW PS 720
(Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG) beachtet.

Dementsprechend haben wir über den Prüfungsumfang der Jahresabschlussprüfung hinaus
geprüft, ob die Geschäftsführung ("besondere Vertreter") ordnungsgemäß, d. h. mit der erfor-
derlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vor-
schriften und den Satzungsbestimmungen für die Geschäftsführung erfolgt ist
(§ 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG). Ferner haben wir in Erweiterung des Berichtserstattungsumfangs
zusätzliche Angaben zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage gemacht
(§ 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG).

Die erforderlichen Feststellungen gemäß § 53 HGrG erfolgen in diesem Bericht und in der
entsprechenden Anlage. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Beson-
derheiten ergeben, welche nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßig-
keit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.

Im Bericht über die Prüfung nach § 53 HGrG des Vorjahres wurden keine Beanstandungen
oder Empfehlungen ausgesprochen, die vom Verein zu beachten waren.

II. Feststellungen im Rahmen der Prüfung über die Einhaltung des AWO-
           Governance-Kodex

Der AWO-Governance-Kodex ist eine verbindliche Richtlinie der Arbeiterwohlfahrt in Deutsch-
land für eine verantwortungsvolle Verbands- und Unternehmensführung und -kontrolle. Be-
schlossen wurde der Kodex durch den Bundesausschuss am 25.11.2017 in Berlin. Die letzte
Änderung wurde am  05.12.2020 durchgeführt.

Auftragsgemäß haben wir stichprobenartig mit begrenzter Sicherheit geprüft, ob der Verein
die Richtlinien des AWO-Governance-Kodex eingehalten hat.

Auf der Grundlage der durchgeführten Prüfungshandlungen und der erlangten Prüfungsnach-
weise sind uns keine Sachverhalte bekannt geworden, die uns zu der Auffassung gelangen
lassen, dass die Vorgaben des AWO-Governance-Kodex für das Geschäftsjahr 2025 nicht in
allen wesentlichen Belangen beachtet wurden.
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G. Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts für
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 der Arbeiterwohlfahrt Be-
zirksverband Hessen-Nord e. V. sowie über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung gemäß § 53 HGrG und der Einhaltung des AWO-Governance-Kodex erstatten
wir in Übereinstimmung mit § 321 HGB unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n. F. (10.2021)).

Eine Verwendung des in Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb die-
ses Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder
Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestätigten
Fassung abweichenden Form (einschließlich Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zu-
vor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder
auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Kassel, den 1. Juni 2026

Prof. Dr. Ludewig + Sozien GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft
Rechtsanwälte

Alexander Heide Manuel Wiedemann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Abschrift

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V., Kassel

Bilanz zum 31. Dezember 2025

A K T I V A

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen
Rechten und Werten 0,00 1.140,00

II. Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden
Grundstücken 66.756.465,82 69.705.891,82

2. technische Anlagen und Maschinen 219.664,00 132.093,00
3. andere Anlagen, Betriebs- und

Geschäftsausstattung 147.815,00 115.635,98
4. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 4.681.019,67 1.035.605,45

71.804.964,49 70.989.226,25

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 2.146.725,94 2.146.725,94
2. Beteiligungen 8.669,38 8.669,38
3. Wertpapiere des Anlagevermögens 14.268,00 14.268,00
4. sonstige Ausleihungen 6.395.381,39 5.255.488,97

8.565.044,71 7.425.152,29

80.370.009,20 78.415.518,54

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Vorräte
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 350,00 378,58

II. Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände
1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 108.041,77 192.667,27
2. sonstige Vermögensgegenstände 457.339,34 909.086,94

565.381,11 1.101.754,21

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2.711.880,94 1.177.725,36

3.277.612,05 2.279.858,15

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 15.492,80 19.355,87

83.663.114,05 80.714.732,56
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Abschrift

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V., Kassel

Bilanz zum 31. Dezember 2025

P A S S I V A

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital 9.500.000,00 9.500.000,00

II. Bilanzgewinn 24.245.700,11 17.608.947,57

33.745.700,11 27.108.947,57

B. SONDERPOSTEN FÜR ZUWENDUNGEN 4.642.560,00 4.847.704,00

C. RÜCKSTELLUNGEN
1. Steuerrückstellungen 2.825,00 0,00
2. sonstige Rückstellungen 158.679,75 209.171,67

161.504,75 209.171,67

D. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 35.559.443,97 38.618.895,03
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 366.137,72 186.041,03
3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen

Unternehmen 8.933.262,93 9.592.443,26
4. sonstige Verbindlichkeiten 191.019,27 134.909,60

- davon aus Steuern: 
   EUR 25.367,68 (Vorjahr: EUR 9.548,52)
- davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 
  EUR -1.050,00 (Vorjahr: EUR 3.004,69)

45.049.863,89 48.532.288,92

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 63.485,30 16.620,40

83.663.114,05 80.714.732,56
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Abschrift

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V., Kassel

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2025

2025 2024
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 8.067.319,62 7.923.531,29

2. sonstige betriebliche Erträge 1.066.615,15 924.852,29

3. Materialaufwand
a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und

Betriebsstoffe und für bezogene Waren -119.723,63 -106.382,29
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen -125.797,03 -139.232,84

-245.520,66 -245.615,13

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter -1.337.342,44 -870.756,33
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung -289.086,08 -202.455,04
- davon für Altersversorgung: 

EUR 7.616,68 (Vorjahr: EUR 17.475,51)

-1.626.428,52 -1.073.211,37

5. Abschreibungen -3.342.559,84 -3.265.791,08

6. sonstige betriebliche Aufwendungen -1.931.689,96 -1.901.619,90

7. Erträge aus Beteiligungen 5.607.000,00 367.000,00
- davon aus verbundenen Unternehmen: 

EUR 5.607.000,00 (Vorjahr: EUR 367.000,00)

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 9.758,49 10.706,79
- davon aus verbundenen Unternehmen: 

EUR 2.557,53 (Vorjahr: EUR 4.014,17)

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen -961.891,97 -1.044.795,95
- davon an verbundene Unternehmen: 

EUR 275.167,69 (Vorjahr: EUR 291.415,43)

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -5.931,37 981,53

11. Ergebnis nach Steuern 6.636.670,94 1.696.038,47

12. sonstige Steuern 81,60 -1.872,04

13. Jahresüberschuss 6.636.752,54 1.694.166,43

14. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 17.608.947,57 15.914.781,14

15. Bilanzgewinn 24.245.700,11 17.608.947,57
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Anlage 3. 1 
 

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e.V. Kassel 

Anhang für das Geschäftsjahr 2025 

 

I.     Vorbemerkung 

Zur Verbesserung der Klarheit der Darstellung sind Vermerke zur Bilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung im Anhang ausgewiesen. 

 

II. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 

Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2025 ist nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des dritten Buches des deutschen Handelsgesetzbuches (HGB) (§§ 238 ff. HGB) sowie den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung erstellt. Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts 
Kassel unter der Registernummer VR 828 eingetragen. 

Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren gem. § 275 Abs. 2 HGB 
aufgestellt. 

 

III. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Die Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsmethoden konnten gegenüber dem Geschäftsjahr 2024, soweit 
im Folgenden nichts Anderes erwähnt ist, beibehalten werden. 

Die Bewertung der Vermögens- und Schuldposten trägt allen erkennbaren Risiken nach den 
Grundsätzen kaufmännischer Beurteilung Rechnung. 

Das Sachanlagevermögen und die immateriellen Vermögensgegenstände sind zu Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten angesetzt und werden, soweit abnutzbar, um planmäßige Abschreibungen 
vermindert. Sofern der beizulegende Wert unter den Buchwert sinkt, wird das Sachanlagevermögen 
auf diesen niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben. 

Die Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens werden nach Maßgabe der voraussichtlichen 
Nutzungsdauer linear abgeschrieben. Geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten kleiner-
gleich EUR 800,00 werden im Jahr der Anschaffung vollständig abgeschrieben. 

Die Finanzanlagen werden zu Anschaffungskosten angesetzt. Sofern der beizulegende Wert unter den 
Buchwert sinkt, wird auf diesen niedrigeren beizulegenden Wert abgeschrieben. 

 

Die Bestände an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sind zu durchschnittlichen Anschaffungskosten oder 
zu niedrigeren beizulegenden Werten am Bilanzstichtag aktiviert. 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sowie die liquiden Mittel sind zu Nennwerten 
erfasst. 

Das Vereinskapital wird zum Nennwert bilanziert. 

Als gesonderter Passivposten wird gem. § 265 Abs. 5 S. 2 HGB der Sonderposten für Zuwendungen 
ausgewiesen. Es handelt sich hierbei um Investitionszuschüsse aus öffentlichen und nicht öffentlichen 
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Fördermitteln zum Anlagevermögen, welche entsprechend der Nutzungsdauer der geförderten 
Gegenstände aufgelöst werden. 

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten. Sie 
sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages 
angesetzt. 

Der Ansatz der Verbindlichkeiten erfolgt zum Erfüllungsbetrag. 

 

Die Rechnungsabgrenzungsposten enthalten die Ausgaben oder Einnahmen vor dem 
Abschlussstichtag, soweit diese Aufwand oder Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag 
darstellen. 

Sofern sich Forderungen und Verbindlichkeiten gleichartig, -wertig und -fällig gegenüberstehen, 
werden diese saldiert ausgewiesen. 

 

IV. Erläuterungen zu einzelnen Posten der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung 

Anlagevermögen 

Die Entwicklung des Anlagevermögens ist aus dem nachfolgenden Anlagenspiegel zu ersehen. 

Finanzanlagen 

Der Verein ist an folgenden Unternehmen beteiligt: 

 Anteil am Kapital Geschäftsjahr Eigenkapital Jahresergebnis 
 %  TEUR TEUR 
AWO gemeinnützige 
Gesellschaft für soziale 
Einrichtungen und Dienste in 
Nordhessen mbH, Kassel  100 2025 22.500,7 3.605,7 
     
BHV - Betriebsgastronomie 
und Heimversorgung GmbH, 
Kassel 100 2025 1.249,3 357,0 

 

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 

Bei den Forderungen gegen verbundene Unternehmen handelt es sich in Höhe von EUR -753,34 
(i. V. EUR -3.827,92) um Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, in Höhe von EUR 15.005,18 (i. 
V. EUR 19.102,79) um Forderungen aus Umsatzsteuer aufgrund der umsatzsteuerlichen Organschaft 
sowie in Höhe von EUR 93.789,93 (i. V. EUR 177.392,40) um zwei gewährte Darlehen, jeweils gegen 
die BHV GmbH. Die Darlehen haben i. H. v. EUR 26.119,50 (i. V. EUR 112.625,96) eine Restlaufzeit von 
über einem Jahr. 

Rechnungsabgrenzungsposten 

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten enthält Aufwendungen für Disagien in Höhe von 

EUR 15.352,80 (i. V. EUR 19.355,87). 
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Eigenkapital 

Das Eigenkapital des Vereins hat sich wie im Folgenden dargestellt entwickelt: 
  I. Vereinskapital  II. Bilanzgewinn 
  EUR EUR 
Stand zum 1.1.  9.500.000,00 17.608.947,57 
Jahresergebnis   6.636.752,54 
Stand zum 31.12.  9.500.000,00 24.245.700,11 

 

Im Bilanzgewinn in Höhe von EUR 24.245.700,11 sind Gewinnvorträge in Höhe von 
EUR 17.608.947,57 enthalten. 

 

Sonderposten für Zuwendungen 

Von den Sonderposten aus öffentlichen Fördermitteln für Investitionen entfallen EUR 2.900.393,00 
(i. V. EUR 3.023.046,00) auf Betriebsbauten. 

Von den Sonderposten aus nichtöffentlichen Fördermitteln für Investitionen entfallen EUR 831.163,00 
(i. V. EUR 877.820,00) auf Betriebsbauten. 

 

Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 

Zusammensetzung 

 31.12.2025  31.12.2024 
 EUR  EUR 

Steuerrückstellung 
Rückzahlungsverpflichtungen  

2.825,00 
7.641,28  

0,00 
61.648,24 

Jugendwerk Zuschuss 45.500,00  45.500,00 
Prüfung/Jahresabschluss 40.590,00  24.000,00 
Personal 16.273,00  15.975,30 
ungewisse Verbindlichkeiten 35.175,47  48.548,13 
Archivierungskosten 12.000,00  12.000,00 
Lottomittel 1.500,00  1.500,00 

 161.504,75  209.171,67 
 

Die Rückstellungen haben jeweils eine Restlaufzeit von unter einem Jahr. 
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Verbindlichkeiten 

Die Zusammensetzung der Verbindlichkeiten nach Fristigkeiten ergibt sich aus der nachstehenden 
Übersicht: 

(Vorjahr in Klammern) 

  

Stand Restlaufzeit Restlaufzeit Restlaufzeit 

durch 
Pfandrechte o. 

ähnliche 
Rechte 

gesichert 

 
 

 
  31.12.2025 bis 1 Jahr > 1 Jahr > 5 Jahre    

  EUR EUR EUR EUR EUR  

Verbindlich-
keiten ggü. 
Kredit-
instituten 

35.559.443,97 2.253.834,44 33.305.609,53 25.964.427,62 35.558.500,48  

(38.618.895,03) (2.439.012,29) (36.179.882,74) (28.288.252,29) (38.618.895,03)  

Verbindlich-
keiten aus 
Lieferungen u. 
Leistungen  

366.137,72 366.137,72 0,00 0,00 0,00  

(186.041,03) (186.041,03) (0,00) (0,00) (0,00)  

Verbindlich-
keiten ggü. 
Verbundenen 
Unternehmen  

8.933.262,93 627.696,67 8.305.566,26 5.919.552,86 0,00  

(9.592.443,26) (719.702,76) (8.872.740,50) (6.498.421,84) (0,00)  

Sonstige 
Verbindlich-
keiten  

191.019,27 170.888,45 20.130,82 3.355,11 0,00  

(134.909,60) (111.423,85) (23.485,75) (20.130,64) (0,00)  

GESAMT  
45.049.863,89 3.418.557,28 41.631.306,61 31.887.335,59 

   

(48.532.288,92) (3.456.179,93) (45.076.108,99) (34.806.804,77)  

 

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen bestehen aus Lieferungs- und 
Leistungsbeziehungen, erhaltenen Darlehen der AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale 
Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH und Umsatzsteuerverbindlichkeiten. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind, soweit es sich um langfristige Finanzierungen 
handelt, in voller Höhe durch Grundpfandrechte und Kontoverpfändungen gesichert. 
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Umsatzerlöse 

Die Umsatzerlöse gliedern sich wie folgt auf: 

Zusammensetzung  31.12.2025 (EUR) 31.12.2024 (EUR) 

Pachterlöse 6.441.982,46 6.367.889,49 

Zuschüsse Land 494.743,16 519.511,13 

Lotterie/Sammelerlöse 385.040,65 368.972,87 

Zuschüsse Gemeinden  323.994,74 287.826,54 

übrige Zuschüsse 174.089,07 176.898,83 

Übrige Erlöse 129.188,16 89.776,49 

Zuschüsse Kreise 43.555,09 42.119,02 

Erlöse Cafeteria 27.968,90 19.939,33 

Zuschüsse Stadt Kassel  22.786,21 24.560,14 

Sonstige Vereinsverträge 14.009,02 15.898,08 

Erlöse Funktürme 6.242,16 6.419,37 

Erträge aus Mieten und Pachten Nebenkosten 1.920,00 1.920,00 

Erlöse aus Mieten und Pachten Betriebskosten 1.800,00 1.800,00 

Gesamt 8.067.319,62 7.923.531,29 
 

Sonstige betriebliche Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten Versicherungserstattungen aus Wasser- und 
Unwetterschäden in Höhe von EUR 155.842,99 (i. V. EUR 446.323,72). 

Personalaufwand 

In den Personalaufwendungen für soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und 
Unterstützung sind Aufwendungen in Höhe von EUR 7.616,68 (i. V. EUR 17.475,51) für 
Altersversorgung enthalten. 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten periodenfremde Aufwendungen in Höhe von 
EUR 2.879,12 (i. V. EUR 21.797,16) sowie Instandhaltungsaufwendungen in Höhe von EUR 299.915,17 
(i. V. EUR 620.557,71). 

 

Der Rückgang der Instandhaltungsaufwendungen gegenüber dem Vorjahr ist darauf zurückzuführen, 
dass im Vorjahr außergewöhnlich hohe Aufwendungen, insbesondere im Zusammenhang mit 
Unwetter- und Wasserschäden, angefallen sind. 
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V. Sonstige Angaben 

Haftungsverhältnisse 

Der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e.V. hat sich im Zusammenhang mit einem 
Pachtvertrag über ein Altenzentrum in Kassel gegenüber dem Vertragspartner, der AWO 
gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH, verpflichtet, die 
AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH während 
der Laufzeit des Pachtvertrages so zu leiten und finanziell auszustatten, dass diese in der Lage ist, ihren 
vertraglichen Pflichten fristgemäß nachzukommen. 

Die Wahrscheinlichkeit einer Inanspruchnahme schätzen wir aufgrund der gegenwärtigen Bonität und 
des bisherigen Zahlungsverhaltens der Begünstigten als gering ein. Erkennbare Anhaltspunkte, die eine 
andere Beurteilung erforderlich machen würden, liegen nicht vor. 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Aus am Bilanzstichtag bestehenden Leasingverträgen resultieren folgende Belastungen: 

 TEUR 
Fällig in 2026 18,7 
Fällig nach 2026 12,5 

 

Am Bilanzstichtag besteht ein Bestellobligo in Höhe von TEUR 9.609.9 für Investitionsmaßnahmen. 

 

Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung wurde im Berichtszeitraum bis 30.04.2025 von dem besonderen Vertreter  
i. S. d. § 30 BGB Herrn Michael Schmidt, Kassel, wahrgenommen. Mit Wirkung zum 01.05.2025 wurden 
Melanie Schön, Tim Helfert und Kristin Klinzing zu besonderen Vertretern i. S. d. § 30 BGB bestellt. Die 
Die Bezüge der Geschäftsführung werden unter Bezugnahme auf § 286 Abs. 4 HGB nicht angegeben. 

Vorstand 

Frau Doris Bischoff, Rentnerin, Kaufungen (Vorsitzende) 

Herr Günter Engel, Pensionär, Witzenhausen (stellvertretender Vorsitzender) 

Herr Rolf Wagner, Dipl. Ökonom, Kassel (stellvertretender Vorsitzender) 

Frau Ute Talic, Rentnerin, Borken 

Frau Collet Wanjugu Döppner, Dozentin/Trainerin der Interkulturellen Kommunikation und 
professioneller Coach, Fulda 

Frau Cornelia Pöltl, Rentnerin, Kirchhain 

Herr Sebastian Maier, Vermögensberater, Ahnatal 

Im Rahmen der satzungsmäßigen vierjährigen Bezirkskonferenz am 06.10.2025 wurde der Vorstand 
neu gewählt. In diesem Zusammenhang schieden Frau Doris Bischoff, Herr Günter Engel und Frau Ute 
Talic aus dem Vorstand aus. 
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Seit dem 06.10.2025 setzt sich der Vorstand wie folgt zusammen: 

Herr Günter Adolf Rudolph, Landtagsabgeordneter (Vorsitzender) 

Herr Rolf Wagner, Dipl.-Ökonom (stellvertretender Vorsitzender) 

Herr Peter Schill, Beamter (stellvertretender Vorsitzender) 

Frau Collet Wanjugu Döppner, Dozentin/Trainerin der interkulturellen Kommunikation und 
professioneller Coach 

Frau Cornelia Pöltl, Rentnerin 

Herr Sebastian Maier, Vermögensberater 

Herr Arnim Roß, Bürgermeister 

 

Die Gesamtbezüge des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2025 betrugen EUR 1.405,00.  

Beschäftigte 

Der durchschnittliche Personalbestand stellt sich wie folgt dar: 

 2025 2024 
Vollzeitkräfte 10,3 6,8 
Teilzeitkräfte 22,5             23,5             
Gesamt 32,8 30,3 
   
umgerechnete Vollzeitkräfte 20,2 16,7 

 

Derivative Finanzinstrumente 

Im aktuellen Geschäftsjahr wurden von dem Verein derivative Finanzinstrumente in Form von 
Zinsswaps zur Absicherung künftiger Zahlungsströme aus Zinsleistungen aus sowohl variabel 
verzinslichen als auch fest verzinslichen Darlehen verwendet. 

Die bei der Landesbank Hessen-Thüringen abgeschlossenen Zinsswaps liegt (jeweils) ein 
Grundgeschäft mit einem vergleichbaren, gegenläufigen Risiko zugrunde (sog. Micro-Hedge). Hierbei 
werden feste und variable Zinsen getauscht. Das Grundgeschäft (Darlehen) und das 
Sicherungsgeschäft (Swap) bilden eine Bewertungseinheit i. S. v.  § 254 HGB. Die Sicherungsgeschäfte 
haben unterschiedliche Laufzeiten, das Längste läuft bis zum 29. März 2029. Das gesicherte 
Kreditvolumen beträgt zum 31. Dezember 2025 EUR 277.036,88. Die derivativen Finanzinstrumente 
werden durch die Landesbank Hessen-Thüringen zum 31. Dezember 2025 nach dem BIack-Scholes-
Optionspreismodell bewertet und haben einen negativen Marktwert von EUR 7.674,38. Die in dieser 
Höhe zu bildende Rückstellung für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften wurde in 
Anwendung der sog. „Einfrierungsmethode“ in der Bilanz unterlassen. 

Die Regelungen zur Bildung von Bewertungseinheiten zur kompensatorischen Bewertung der o. g. 
Sicherungsbeziehungen wurden beachtet. IDW RS HFA 35 wurde angewendet. Im Rahmen der 
Überprüfung der Effektivität kam die sog. CriticaI-Terms-Match-Methode zur Anwendung. Hiernach ist 
von einer hohen Effektivität auszugehen, da aufgrund der Betragsidentität, der identischen Laufzeiten, 
der berücksichtigten Zinssätze, der Zinsanpassungstermine sowie der Zins- und/oder Tilgungstermine 
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die gegenläufigen Wertänderungen während der Laufzeiten von Grundgeschäft und 
Sicherungsgeschäft korrespondieren. 

 

Abschlussprüferhonorar 

Das von dem Abschlussprüfer für das Jahr 2025 zu berechnende Gesamthonorar ergibt sich mit  
EUR 35.021,00 und schlüsselt sich wie folgt auf: 

 

Abschlussprüfungsleistungen  EUR 30.821,00 
andere Bestätigungsleistungen  EUR 0,00 
Steuerberatungsleistungen  EUR 4.200,00 

 

 

Ergebnisverwendungsvorschlag 

Gemäß Gewinnverwendungsvorschlag der Geschäftsführung soll der Jahresüberschuss 2025 in Höhe 
von EUR 6.636.752,54 auf neue Rechnung vorgetragen werden. 

 

Kassel, den 29. Mai 2026 

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband 

Hessen-Nord e. V. 

 

 

gez. Melanie Schön gez. Tim Helfert gez. Kristin Klinzing 

(besondere Vertreterin (besonderer Vertreter (besondere Vertreterin 
 i. S. d. § 30 BGB) i. S. d. § 30 BGB) i. S. d. § 30 BGB) 
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Abschrift Anlage zum Anhang

Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V., Kassel

Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr 2025

ANSCHAFFUNGS- UND HERSTELLUNGSKOSTEN ABSCHREIBUNGEN BUCHWERTE

1. Jan. 2025 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31. Dez. 2025 1. Jan. 2025 Zuführungen Auflösungen 31. Dez. 2025 31. Dez. 2025 31. Dez. 2024
EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. IMMATERIELLE
VERMÖGENSGEGENSTÄNDE

entgeltlich erworbene
Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten
und Werten 8.763,82 0,00 0,00 579,95 8.183,87 7.623,82 1.140,00 579,95 8.183,87 0,00 1.140,00

8.763,82 0,00 0,00 579,95 8.183,87 7.623,82 1.140,00 579,95 8.183,87 0,00 1.140,00

II. SACHANLAGEN
1. Grundstücke, grundstücksgleiche

Rechte und Bauten einschließlich
der Bauten auf fremden
Grundstücken 116.423.698,71 125.894,17 195.461,34 59.889,41 116.685.164,81 46.717.806,89 3.267.503,51 56.611,41 49.928.698,99 66.756.465,82 69.705.891,82

2. technische Anlagen und
Maschinen 330.708,85 111.641,92 0,00 0,00 442.350,77 198.615,85 24.070,92 0,00 222.686,77 219.664,00 132.093,00

3. andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 522.227,17 84.182,43 0,00 31.850,79 574.558,81 406.591,19 49.845,41 29.692,79 426.743,81 147.815,00 115.635,98

4. geleistete Anzahlungen und
Anlagen im Bau 1.035.605,45 3.841.001,22 -195.461,34 125,66 4.681.019,67 0,00 0,00 0,00 0,00 4.681.019,67 1.035.605,45

118.312.240,18 4.162.719,74 0,00 91.865,86 122.383.094,06 47.323.013,93 3.341.419,84 86.304,20 50.578.129,57 71.804.964,49 70.989.226,25

III. FINANZANLAGEN
1. Anteile an verbundenen

Unternehmen 2.146.725,94 0,00 0,00 0,00 2.146.725,94 0,00 0,00 0,00 0,00 2.146.725,94 2.146.725,94
2. Beteiligungen 8.669,38 0,00 0,00 0,00 8.669,38 0,00 0,00 0,00 0,00 8.669,38 8.669,38
3. Wertpapiere des

Anlagevermögens 14.268,00 0,00 0,00 0,00 14.268,00 0,00 0,00 0,00 0,00 14.268,00 14.268,00
4. sonstige Ausleihungen 5.255.488,97 1.139.892,42 0,00 0,00 6.395.381,39 0,00 0,00 0,00 0,00 6.395.381,39 5.255.488,97

7.425.152,29 1.139.892,42 0,00 0,00 8.565.044,71 0,00 0,00 0,00 0,00 8.565.044,71 7.425.152,29

125.746.156,29 5.302.612,16 0,00 92.445,81 130.956.322,64 47.330.637,75 3.342.559,84 86.884,15 50.586.313,44 80.370.009,20 78.415.518,54

PROF. DR. LUDEWIG + SOZIEN GMBH & CO. KG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT | STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT | RECHTSANWÄLTE

KASSEL

*elektronische Kopie*



Anlage 4 
Seite 1 

 

 

Arbeiterwohlfahrt 

Bezirksverband Hessen-Nord e. V. 

 

 

Lagebericht für Geschäftsjahr vom 01.01.2025 - 31.12.2025 

 

 

1. Vereinszweck / Geschäftsmodell 

 

Die Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V. (im Folgenden Verein) ist ein Spitzenverband der 

freien Wohlfahrtspflege in Deutschland. Er verwirklicht seine satzungsgemäßen gemeinnützigen Zwecke 

in den folgenden drei Bereichen: 

 

Ideeller Bereich 

 

Der Verein hat, wie auch im Verbandsstatut der Arbeiterwohlfahrt festgelegt, keine natürlichen Mitglieder. 

Mitglieder des Vereins sind die Kreisverbände Kassel-Land von 1999 e. V., Kassel-Stadt von 2003 e. V., 

Waldeck-Frankenberg e. V., Marburg-Biedenkopf e. V., Schwalm-Eder e. V., Fulda e. V., Hersfeld-

Rotenburg e. V. und Werra-Meißner e. V. sowie kooperative Mitglieder. Zu den Kreisverbänden gehören 

64 Ortsvereine bzw. Ortsgruppen. Viele der rund 4.100 aktiven und fördernden Mitglieder sind in den 

verschiedensten Bereichen des sozialen Lebens ehrenamtlich tätig. Sie leisten u. a. Nachbarschaftshilfe, 

organisieren aktive Freizeitgestaltungen für junge und alte Menschen, bieten Hausaufgaben- und 

Familienhilfe an. Das im Verein angesiedelte Referat für Verbandsentwicklung übernimmt die verbandliche 

Aufsicht über die Untergliederungen und begleitet und berät bei der Umsetzung ihrer satzungsgemäßen 

Zwecke. 

 

Insgesamt unterstützen 446 Fördernde die Arbeit des Vereins finanziell. 

 

Vermögensverwaltung 

 

Der Verein hält 100 % der Anteile an seinen beiden Tochtergesellschaften. Die AWO gemeinnützige 

Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH betreibt mit rund 2.900 

Mitarbeitenden Einrichtungen der Alten- und Jugendhilfe. Sie ist Fördergesellschaft des Vereins. Die BHV 

- Betriebsgastronomie und Heimversorgung GmbH ist eine gewerbliche Tochter und versorgt mit rund 400 

Mitarbeitenden die Einrichtungen des Vereins und der AWO gemeinnützigen Gesellschaft für soziale 

Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH mit Catering- und Reinigungsleistungen. Von ihr wird auch 

der Fahrbare Mittagstisch (Essen auf Rädern) betrieben. 

 

Im Eigentum des Vereins befindet sich, aus der historischen Entwicklung heraus, ein umfangreiches 

Immobilienvermögen. Die Alten- und Pflegeheime, Mehrfamilienhäuser mit Seniorenwohnungen sowie 

zwei Häuser für Jugendwohngruppen sind an die Tochtergesellschaft AWO gemeinnützige Gesellschaft 
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für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH seit deren Gründung im Jahr 2003 langfristig 

zum Betrieb der Einrichtungen vermietet. Der Verein ist deshalb insbesondere als Immobilienverpächter 

zur Unterstützung der gemeinnützigen Zwecke der Tochtergesellschaft tätig. 

 

Zweckbetrieb 

 

Für die Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben unterhält der Verein die Einrichtungen Jugendwerk, 

Begegnungsstätten in Niestetal und Baunatal, Hess. Fachstelle für Wohnberatung, Stadtteilzentrum 

Kassel-Niederzwehren, Vermittlung von Kindertagespflegeplätzen in Baunatal und Schauenburg sowie die 

Familienbildungsstätte in Baunatal. Innerhalb dieser Einrichtungen wird eine Vielzahl von sozialen 

Aktivitäten entfaltet. Beispielhaft sind hier Kursangebote für Senioren und Familien, Hausaufgabenhilfen, 

offene Jugendarbeit, wie die Jugendarbeit in der Stadt Spangenberg, und Projekte wie das RepairCafé in 

Fulda zu nennen. 

 
 
2. Rahmenbedingungen / branchenspezifische Entwicklung 

 
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen freigemeinnütziger Träger bleiben weiterhin herausfordernd. 

Insbesondere die anhaltenden Kostensteigerungen im Personal- und Sachkostenbereich prägen die 

wirtschaftliche Entwicklung sozialer Einrichtungen und Dienste. Tarifsteigerungen, der zunehmende 

Wettbewerb um Fachkräfte sowie höhere Aufwendungen für Energie, Dienstleistungen, Instandhaltung 

und Beschaffung führen weiterhin zu einem steigenden Kostendruck in nahezu allen Tätigkeitsbereichen. 

Demgegenüber erfolgt die Anpassung öffentlicher Zuschüsse vielfach nur zeitverzögert oder in nicht 

ausreichendem Umfang. Insbesondere im Bereich der verbandlichen und sozialen Arbeit bestehen häufig 

langfristige Vereinbarungen mit Kommunen und anderen öffentlichen Zuschussgebern, die keine oder nur 

eingeschränkte Dynamisierungsregelungen vorsehen. Dadurch können Kostensteigerungen oftmals nicht 

vollständig refinanziert werden. Dies betrifft insbesondere die Zweckbetriebe des Vereins, deren 

wirtschaftliche Entwicklung wesentlich von der Ausgestaltung der Zuschussfinanzierung abhängig ist. 

 

Auch im Verbandsbereich zeigen sich weiterhin strukturelle Herausforderungen. Die Mitgliederzahlen 

vieler Wohlfahrtsverbände entwickeln sich langfristig rückläufig, was sich mittelbar auf ehrenamtliche 

Strukturen, die Gewinnung aktiver Mitglieder sowie die langfristige Sicherung verbandlicher Arbeit 

auswirkt. Gleichzeitig bleibt das ehrenamtliche Engagement in den Kreisverbänden, Ortsvereinen und 

Ortsgruppen weiterhin ein wichtiger Bestandteil der sozialen Arbeit des Vereins. 

 

Im Bereich der Immobilienwirtschaft beeinflussen steigende Baukosten, erhöhte Anforderungen an 

energetische Standards sowie das im Vergleich zu den Vorjahren gestiegene Zinsniveau die 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Investitionen und Modernisierungsmaßnahmen. Dies betrifft 

insbesondere die langfristige Finanzierung größerer Bau- und Sanierungsprojekte. Gleichzeitig gewinnt 

die Modernisierung bestehender Immobilien zunehmend an Bedeutung, um die Wettbewerbsfähigkeit und 

Attraktivität der Einrichtungen langfristig zu sichern. 

*elektronische Kopie*



Anlage 4 
Seite 3 

 

 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Vereins ist darüber hinaus mittelbar mit den Rahmenbedingungen im 

Pflege- und Sozialmarkt verbunden. Die Tochtergesellschaft AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale 

Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH betreibt die vom Verein verpachteten Einrichtungen der 

Altenhilfe, Jugendhilfe und weiteren sozialen Dienste.  

 

 
3. Analyse des Geschäftsverlaufes und der Ertragslage 

 

Die langfristige Vermietung der Immobilien an die Tochtergesellschaft und die auslastungsunabhängige 

Bemessung der jährlichen Pacht sorgen für konstant gute Ergebnisse des Vereins in den Vorjahren aber 

auch im Geschäftsjahr. Der Verein erzielte im Geschäftsjahr 2025 ein Ergebnis von TEUR 6.637 und lag 

damit deutlich über dem ursprünglichen Jahresplan von TEUR 952. Die positive Abweichung ist jedoch 

maßgeblich durch Sondereffekte beeinflusst. Insbesondere erfolgte im Berichtsjahr eine einmalige 

Ausschüttung der AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen 

mbH in Höhe von rund TEUR 5.257 im Zusammenhang mit der Baumaßnahme Eschwege-Döhlestraße. 

Darüber hinaus wirkte sich die Abschlussgebühr zweier Bausparverträge zur Finanzierung dieser 

Maßnahme in Höhe von rund TEUR 256 belastend auf das Ergebnis aus. Ohne diese Einmaleffekte hätte 

das Ergebnis des Bezirksverbandes bei rund TEUR 1.636 gelegen und damit weiterhin oberhalb des 

Planansatzes. 

 

Die wirtschaftliche Entwicklung der Familienbildungsstätte Baunatal sowie der Begegnungsstätte Baunatal 

bleibt weiterhin durch die seit Jahren weitgehend unveränderte Zuschussfinanzierung geprägt. Trotz 

kontinuierlich steigender Personal- und Sachkosten konnten die öffentlichen Zuschüsse bislang nicht 

entsprechend angepasst werden, was die wirtschaftliche Situation beider Einrichtungen zunehmend 

belastet. Vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage der Kommune werden derzeit mögliche 

Kürzungen der Zuschusshöhen diskutiert. Die Geschäftsleitung befindet sich hierzu in Gesprächen mit der 

Kommune, um tragfähige Lösungen für die zukünftige Ausgestaltung der Angebote zu entwickeln. Sollte 

es zu einer Reduzierung der Zuschüsse kommen, wären Anpassungen der bestehenden Konzepte 

erforderlich, insbesondere im Hinblick auf Öffnungszeiten und Angebotsstrukturen. 

 

Die weiteren Zweckbetriebe des Vereins entwickelten sich im Berichtsjahr insgesamt planmäßig mit einem 

Verlust von rund TEUR -82 (Planung 2025 TEUR -83). Die Angebote der Hessischen Fachstelle für 

Wohnberatung, des Jugendwerks sowie der Begegnungsstätten in Kassel-Niederzwehren und Niestetal 

leisten weiterhin einen wichtigen Beitrag zur sozialen Arbeit des Vereins und werden bedarfsgerecht 

fortgeführt. 
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Die Ergebnisstruktur stellt sich in Kennzahlen wie folgt dar: 

 2025 2024 
 % % 
   

Kennzahlen zur Produktivität   
   
Materialaufwandsquote   
Materialaufwand x 100 / Gesamtleistung 3,0 3,1 

   
Personalaufwandsquote   
Personalaufwand x 100 / Gesamtleistung 20,2 13,6 

   
   

Kennzahlen zur Rentabiliät   
   

Umsatzrentabilität   
Gewinn x 100 / Gesamtleistung 82,3 21,2 

   
Umsatzrentabilität   
Ordentliches Betriebsergebnis x 100 / Gesamtleistung 24,8 21,1 

 

Dabei beinhaltet die Gesamtleistung die Umsatzerlöse und den betrieblichen Anteil der sonstigen 

betrieblichen Erträge. 

 

Insgesamt konnten die Umsatzerlöse im Vorjahresvergleich um TEUR 144 auf TEUR 8.067 gesteigert 

werden. Der Anstieg begründet sich mit der leicht erhöhten Pacht gegenüber der Tochtergesellschaft 

(TEUR 74) sowie dem Anstieg der Erlöse aus Angeboten in den Zweckbetrieben (TEUR 45) und dem 

Anstieg der Zuschüsse der öffentlichen Hand (TEUR 24). Der Jahresüberschuss lag mit TEUR 6.637 über 

dem Vorjahreswert von TEUR 1.694. Der Wirtschaftsplan sah einen Jahresüberschuss in Höhe von TEUR 

952 vor (Vergl. erster Absatz Analyse des Geschäftsverlaufes und der Ertragslage). 

 

 

4. Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

 

Finanzierung 

Die Finanzierung des Vereins erfolgt im Wesentlichen aus den Erträgen der Immobilienvermietung, 

öffentlichen Zuschüssen sowie sonstigen Zuwendungen und Fördermitteln. Investitionen in das 

Anlagevermögen werden grundsätzlich langfristig finanziert. Soweit möglich, werden öffentliche 

Fördermittel und Zuschüsse in die Finanzierung einbezogen. Die Zahlungsfähigkeit des Vereins war im 

Geschäftsjahr jederzeit sichergestellt. 
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Die Vermögens- und Finanzstruktur stellt sich in Kennzahlen wie folgt dar: 

 2025 2024 
 % % 
   

Kennzahlen zur Vermögens- und Kapitalstruktur   
   
Anlagenintensität   
Anlagevermögen x 100 / Gesamtvermögen 96,1 97,2 

Die Anlagenquote ist gegenüber dem Vorjahr um 1,1 % gesunken. Ursächlich hierfür ist insbesondere der 

Anstieg des Umlaufvermögens bzw. der liquiden Mittel bei gleichzeitig moderatem Wachstum des 

Anlagevermögens. 

Wirtschaftliche Eigenkapitalquote   
Wirtschaftliches Eigenkapital x 100/ Gesamtkapital 45,9 39,6 

Das wirtschaftliche Eigenkapital umfasst das Vereinsvermögen, den Bilanzgewinn und die Sonderposten 

für Zuwendungen. Die Quote ist im Berichtsjahr um 6,3 % gestiegen. Ursächlich hierfür ist insbesondere 

der deutliche Jahresüberschuss des Geschäftsjahres sowie der Abbau von Verbindlichkeiten. 

Fremdkapitalquote   
Fremdkapital x 100 / Gesamtkapital 54,1 60,4 

Das Fremdkapital umfasst Rückstellungen, Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten, Verbindlich-

keiten aus Lieferungen und Leistungen, gegenüber verbundenen Unternehmen, sonstige 

Verbindlichkeiten und passive Rechnungsabgrenzungsposten. Die Fremdkapitalquote ist im Berichtsjahr 

um 6,3 % gesunken. Dies resultiert insbesondere aus dem gestiegenen Eigenkapital und dem Rückgang 

der Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Anlagedeckung I   
wirtschaftliches Eigenkapital x 100 / Anlagevermögen 47,8 40,7 

Die Eigenkapitalquote zur Deckung des Anlagevermögens konnte im Berichtsjahr um 7,1% gesteigert 

werden. 

Das wirtschaftliche Eigenkapital umfasst hierbei das bilanzielle Eigenkapital und die Sonderposten aus 

Zuschüssen und Zuweisungen zur Finanzierung des Sachanlagevermögens. 

 2025 2024 
 TEUR TEUR 
   
Cashflow 1.534 -545 
Cashflow auf der laufenden Geschäftstätigkeit 5.240 5.760 
Cashflow aus der Investitionstätigkeit 315 -3.286 
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -4.021 -3.019 

 

Der Cashflow hat sich im Geschäftsjahr 2025 deutlich verbessert und beträgt 1.534 TEUR nach -545 TEUR 

im Vorjahr. Ursächlich hierfür war insbesondere der positive Cashflow aus der Investitionstätigkeit sowie 

weiterhin ein stabiler Mittelzufluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit. 
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Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit verringerte sich gegenüber dem Vorjahr von 5.760 

TEUR auf 5.240 TEUR, bewegt sich jedoch weiterhin auf einem hohen Niveau und spiegelt die solide 

operative Ertragskraft des Vereins wider. 

Der Cashflow aus der Investitionstätigkeit verbesserte sich deutlich von -3.286 TEUR auf +315 TEUR. 

Wesentlicher Grund hierfür waren erhaltene Dividenden in Höhe von 5.607 TEUR, die die Auszahlungen 

für Investitionen in das Sachanlagevermögen überkompensierten. 

Der negative Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit in Höhe von -4.021 TEUR (Vorjahr: -3.019 TEUR) 

resultiert im Wesentlichen aus der planmäßigen Tilgung von Darlehen sowie aus geleisteten 

Zinszahlungen. 

 

Seniorenzentrum, Wohnanlage und Bildungsstätte für Pflegeberufe in Eschwege 

Die Bestandsgebäude auf dem Grundstück in Eschwege – bestehend aus einem Pflegeheim mit 124 

Plätzen sowie einer Wohnanlage mit 103 Wohnungen – wurden Mitte der 1960er Jahre errichtet und in 

den vergangenen Jahrzehnten sukzessive modernisiert. Aufgrund der baulichen und technischen Struktur 

entsprechen die Gebäude jedoch nicht mehr den heutigen Anforderungen und werden umfassend neu 

entwickelt. 

 

Auf dem Grundstück entsteht ein Neubau einer stationären Pflegeeinrichtung mit 90 Plätzen nach 

modernen konzeptionellen und energetischen Standards. Nach Inbetriebnahme des Neubaus wird das 

bestehende Pflegeheim zurückgebaut. Mit der Anpassung der Platzzahl wird zugleich der demografischen 

Entwicklung im Werra-Meißner-Kreis Rechnung getragen. 

 

Die bestehende Wohnanlage wird grundlegend saniert. In den Obergeschossen entstehen künftig 55 

seniorengerechte Wohnungen mit modernisiertem Zuschnitt. Im Erdgeschoss werden eine 

Begegnungsstätte, das Quartiersbüro Eschwege sowie Räumlichkeiten des Mobilen Pflegedienstes 

untergebracht. Darüber hinaus wird die Bildungsstätte für Pflegeberufe künftig in den ersten beiden 

Obergeschossen angesiedelt. Diese befindet sich derzeit noch in angemieteten Räumlichkeiten an einem 

anderen Standort in Eschwege. 

 

Das Gesamtinvestitionsvolumen der Maßnahme beträgt TEUR 25.057. Davon entfallen TEUR 17.033 auf 

die stationäre Pflegeeinrichtung sowie TEUR 8.024 auf die Wohnanlage und die Bildungsstätte für 

Pflegeberufe. Der Verein beteiligt sich mit Eigenmitteln in Höhe von TEUR 5.257 an der Finanzierung der 

Maßnahme. Darüber hinaus wurden ein Darlehen der Sparkasse sowie zwei Förderdarlehen der KfW 

abgeschlossen. 

 

Bis zum Bilanzstichtag wurden Eigenmittel in Höhe von TEUR 4.358 eingesetzt. Die vollständige 

Verausgabung der vorgesehenen Eigenmittel erfolgte im April 2026. Ein erster Mittelabruf aus den 

Darlehen in Höhe von TEUR 1.340 erfolgte im Mai 2026. Der Baustart der Maßnahme erfolgte im Frühjahr 

2025. 
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Investitionen 

Im Geschäftsjahr wurden insgesamt TEUR 4.162 in das Anlagevermögen investiert. Davon entfielen TEUR 

369 auf kleinere Einzelmaßnahmen sowie Ersatzinvestitionen in bewegliches Anlagevermögen. Hierzu 

zählten unter anderem die Erneuerung der Tiefkühlzelle im Altenzentrum Bebra sowie verschiedene 

Ersatzbeschaffungen in den Zweckbetrieben des Vereins. 

 

Weitere Investitionen betrafen laufende Bau- und Modernisierungsmaßnahmen, die zum Bilanzstichtag 

noch nicht abgeschlossen beziehungsweise endabgerechnet waren. Hierzu zählen insbesondere die 

Sanierung des Bestandsgebäudes und der Neubau einer Wohnanlage im Altenzentrum Kassel-

Sängelsrain (TEUR 35), der Um- und Ersatzneubau des Seniorenzentrums und der Wohnanlage in 

Eschwege (TEUR 3.625) sowie Restarbeiten im Zusammenhang mit dem Neubau des Altenzentrums und 

der Wohnanlage in Rotenburg an der Fulda (TEUR 86). 

 

Die Investitionsmaßnahmen in Kassel-Sängelsrain, Stadtallendorf und Rotenburg sind langfristig über 

Darlehen finanziert. Die hierfür vorgesehenen Darlehensmittel wurden vollständig abgerufen; die 

vereinbarten Eigenmittelanteile des Vereins wurden vollständig erbracht. Nachlaufende Rechnungen und 

Restarbeiten werden aus laufenden Eigenmitteln des Vereins finanziert. 

 

 

5. Risiko- und Chancenbericht 

 

a. Risikomanagement 

Der Verein verfügt über etablierte Steuerungs- und Controllinginstrumente zur laufenden Überwachung 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Hierzu zählen insbesondere das monatliche 

Finanzberichtswesen, regelmäßige Hochrechnungen der Ergebnisentwicklung sowie die laufende 

Liquiditätsüberwachung. Dadurch können wirtschaftliche Entwicklungen frühzeitig erkannt und 

erforderliche Maßnahmen zeitnah eingeleitet werden. 

 

Bestandsgefährdende Risiken sind derzeit nicht erkennbar. 

 

b. Allgemeine Risiken 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Vereins ist in besonderem Maße von den Erträgen aus der Vermietung 

der vereinseigenen Immobilien abhängig. Wesentliche Teile der Erträge werden über langfristige 

Pachtverhältnisse mit der AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in 

Nordhessen mbH erzielt. Die wirtschaftliche Entwicklung des Vereins hängt daher mittelbar von der 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und Auslastung der Einrichtungen der Tochtergesellschaft ab. 

 

Insbesondere im Bereich der stationären Pflege bestehen weiterhin Risiken aus dem zunehmenden 

Fachkräftemangel sowie aus regionalen Wettbewerbssituationen. Eine dauerhaft eingeschränkte 

Personalverfügbarkeit kann dazu führen, dass vorhandene Kapazitäten nicht vollständig belegt werden 
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können. Dies kann mittelbar Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung der Tochtergesellschaft und 

damit auch auf die Ertragslage des Vereins haben. 

 

Darüber hinaus bestehen Risiken aus steigenden Bau-, Instandhaltungs- und Finanzierungskosten. 

Insbesondere bei größeren Investitions- und Modernisierungsmaßnahmen können steigende Baupreise, 

verlängerte Bauzeiten sowie erhöhte Zinsniveaus die Wirtschaftlichkeit einzelner Projekte beeinflussen. 

Der Verein begegnet diesen Risiken durch langfristige Finanzierungsstrukturen sowie eine 

vorausschauende Investitionsplanung. 

 

Im Bereich der Zweckbetriebe bleibt die wirtschaftliche Entwicklung wesentlich von öffentlichen 

Zuschüssen abhängig. Viele Zuschussvereinbarungen bestehen über mehrere Jahre und enthalten keine 

ausreichenden Dynamisierungsregelungen. Steigende Personal- und Sachkosten können dadurch nicht 

immer zeitnah refinanziert werden. Dies betrifft insbesondere Angebote der offenen Sozial- und 

Bildungsarbeit. 

 

Auch die langfristige Entwicklung der Mitgliederzahlen und ehrenamtlichen Strukturen stellt weiterhin eine 

Herausforderung dar. Das ehrenamtliche Engagement innerhalb der Kreisverbände, Ortsvereine und 

Ortsgruppen bleibt jedoch weiterhin eine wichtige Grundlage der sozialen Arbeit der Arbeiterwohlfahrt in 

Nordhessen. 

 

c. Chancen 

Chancen für die zukünftige Entwicklung des Vereins ergeben sich insbesondere aus der fortlaufenden 

Modernisierung und Weiterentwicklung des Immobilienbestandes. Durch Investitionen in moderne 

Pflegeeinrichtungen, seniorengerechte Wohnformen sowie quartiersbezogene Angebote wird die 

Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen langfristig gestärkt. 

 

Insbesondere im Bereich des Servicewohnens und barrierefreien Wohnens wird weiterhin von einer 

positiven Nachfrageentwicklung ausgegangen. Die Verbindung von Wohnen, Pflege, Betreuung und 

sozialräumlichen Angeboten eröffnet zusätzliche Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb der AWO-Gruppe 

in Nordhessen. 

 

Darüber hinaus können Investitionen in den Immobilienbestand langfristig zu steigenden Pachterträgen 

beitragen und damit die wirtschaftliche Grundlage des Vereins nachhaltig stärken. Gleichzeitig bieten 

laufende Gespräche mit Kommunen und Zuschussgebern Chancen zur Weiterentwicklung bestehender 

Finanzierungsstrukturen und zur Verbesserung der Refinanzierung einzelner Angebote. 

 

Insgesamt sieht sich der Verein aufgrund seiner langfristigen Finanzierungsstruktur, seines umfangreichen 

Immobilienbestandes sowie der engen Einbindung in die AWO-Gruppe in Nordhessen weiterhin gut 

aufgestellt, um auf zukünftige Entwicklungen angemessen reagieren zu können. 
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6. Prognosebericht 

 

Für das Geschäftsjahr 2026 wird weiterhin ein positives Jahresergebnis in Höhe von TEUR 936 erwartet. 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Vereins wird dabei im Wesentlichen durch die langfristig vereinbarten 

Pachterträge, die Zuschüsse für die Zweckbetriebe sowie die laufenden Investitions- und 

Finanzierungskosten geprägt. 

 

Die Entwicklung der ersten drei Monate des Geschäftsjahres verlief insgesamt erwartungsgemäß und liegt 

mit TEUR 353 innerhalb der Planannahmen. Gleichzeitig wird die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

des Vereins in den kommenden Jahren maßgeblich durch die laufende Baumaßnahme am Standort 

Eschwege beeinflusst. Mit dem Neubau der stationären Pflegeeinrichtung, der umfassenden Sanierung 

der Wohnanlage sowie der zukünftigen Integration der Bildungsstätte für Pflegeberufe setzt der Verein die 

größte Investitionsmaßnahme seiner Geschichte um. Während der Bauphase führen insbesondere die 

anfallenden Finanzierungskosten zunächst zu Belastungen des Jahresergebnisses. Die hieraus 

resultierenden Aufwendungen wurden im Wirtschaftsplan 2026 entsprechend berücksichtigt. Erst nach 

Fertigstellung der Maßnahme werden den erhöhten Aufwendungen entsprechend höhere Pachterträge 

gegenüberstehen. Gleichwohl geht die Geschäftsleitung davon aus, dass die Investition langfristig zur 

Sicherung und Weiterentwicklung des Standortes sowie zur nachhaltigen Stärkung der wirtschaftlichen 

Grundlage des Vereins beitragen wird. 

 

Darüber hinaus befinden sich weitere umfangreiche Investitions- und Modernisierungsmaßnahmen in 

Vorbereitung. In den kommenden Jahren sollen insbesondere die Wohnanlage Kassel-Querallee sowie 

die Einrichtungen in Bebra und Gladenbach umfassend modernisiert beziehungsweise saniert werden. 

Auch für diese Maßnahmen ist von Investitionsvolumina in Millionenhöhe auszugehen. Ziel dieser 

Investitionen ist es, die Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität der Einrichtungen langfristig zu sichern 

sowie moderne und bedarfsgerechte Rahmenbedingungen für Bewohnerinnen und Bewohner, 

Mitarbeitende und Angehörige zu schaffen. 

 

Für die Zweckbetriebe bleibt die Entwicklung der öffentlichen Zuschüsse weiterhin von wesentlicher 

Bedeutung. Vor dem Hintergrund steigender Personal- und Sachkosten werden auch künftig Gespräche 

mit Kommunen und Zuschussgebern zur Anpassung bestehender Finanzierungsvereinbarungen 

erforderlich sein. Ziel bleibt es, die sozialen Angebote des Vereins langfristig wirtschaftlich tragfähig 

fortzuführen. 

 

Die Geschäftsleitung beobachtet zudem die internationalen geopolitischen Entwicklungen, insbesondere 

die anhaltenden Konflikte im Nahen Osten. Derzeit ergeben sich hieraus keine wesentlichen Auswirkungen 

auf die Geschäftstätigkeit des Vereins. Mögliche mittelbare Effekte auf Preisentwicklungen, Lieferketten 

oder die allgemeine wirtschaftliche Lage werden fortlaufend beobachtet. Nach aktueller Einschätzung sind 

hieraus jedoch keine wesentlichen Beeinträchtigungen der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des 

Vereins zu erwarten. 
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Die Geschäftsleitung geht weiterhin davon aus, dass die Nachfrage nach stationären Pflegeangeboten, 

seniorengerechtem Wohnen sowie quartiersbezogenen Unterstützungsangeboten langfristig auf einem 

hohen Niveau verbleiben wird. Durch die fortlaufende Modernisierung des Immobilienbestandes soll die 

Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen nachhaltig gesichert werden. 

 

Insgesamt wird für die kommenden Jahre weiterhin von einer geordneten wirtschaftlichen Entwicklung des 

Vereins ausgegangen. Trotz der weiterhin herausfordernden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

bestehen aus heutiger Sicht keine Risiken, die den Fortbestand des Vereins gefährden könnten. 

 

 

Nachtragsbericht 

 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres, die wesentliche 

Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage des Vereins haben, haben sich nicht 

ergeben. 

 

Kassel, den 29. Mai 2026 

 

 

gez. Melanie Schön gez. Tim Helfert gez. Kristin Klinzing 

(besondere Vertreter i. S. d. § 30 BGB) 
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Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V., Kassel

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An den Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e.V., Kassel

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V.,
Kassel, – bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 sowie dem
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht des Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband
Hessen-Nord e. V., Kassel, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis zum
31. Dezember 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen,

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-

chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Vereins

zum 31. Dezember 2025 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom

1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2025 und

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des

Vereins. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-

resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen

und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung
mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestä-
tigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in
Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften
und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anfor-
derungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen.
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Verantwortung der besonderen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt

Die besonderen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt. Ferner
sind die besonderen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-
stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von we-
sentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen
der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die besonderen Vertreter dafür verantwort-
lich, die Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.

Außerdem sind die besonderen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts,
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Vereins vermittelt sowie in allen we-
sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend
darstellt. Ferner sind die besonderen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht
erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Vereins vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzli-
chen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass ei-
ne in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführ-
te Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kön-
nen aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angese-
hen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf
der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahres-

abschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prü-

fungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-

fungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende we-

sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine

aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da do-

lose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-

keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-

ten können.

 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten

internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen

und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen

Kontrollen des Vereins bzw. dieser Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den besonderen Vertretern angewandten

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den besonderen Vertretern

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den besonderen Vertre-

tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-

tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche

Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die be-

deutsame Zweifel an der Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätig-

keit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsi-

cherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen An-

gaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese

Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen

unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-

vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten kön-

nen jedoch dazu führen, dass der Vereins seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortfüh-

ren kann.
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 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt.

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzes-

entsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Vereins.

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den besonderen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter

Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Anga-

ben von den besonderen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach

und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen

Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie

zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches un-

vermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten

Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prü-
fung feststellen.

Kassel, den 1. Juni 2026

PROF. DR. LUDEWIG + SOZIEN GMBH & CO. KG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT

RECHTSANWÄLTE

Alexander Heide Manuel Wiedemann
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Rechtliche und steuerliche Verhältnisse 

1. Handelsregister und Vereinssatzung

Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Kassel unter VR 828 seit dem 28. Novem-
ber 1951 eingetragen. Ein aktueller Vereinsregisterauszug vom 1. April 2026 hat uns vorgele-
gen. Die Vereinssatzung  wurde zuletzt durch Beschluss des Bezirksvorstandes vom 11. No-
vember 2014 geändert.

2. Wesentliche Bestimmungen der Vereinssatzung

Wesentliche Bestimmungen aus dem Vereinssatzung sind nachfolgend dargestellt:

Name: Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e. V. 

Sitz: Kassel

Zweck des Vereins:

Zweck des Vereins ist 

 die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten

Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-Durchführungs-

verordnung), ihrer Unterverbände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstal-

ten;

 die Förderung der Jugend- und Altenhilfe;

 die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe;

 die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, für Flüchtlinge, Ver-

triebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädig-

te und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer von Straf-

taten; Förderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer, Förderung

des Suchdienstes für Vermisste;

 die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und

des Völkerverständigungsgedankens;

 die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtäti-

ger und kirchlicher Zwecke;

 sowie die Unterstützung von hilfsbedürftigen Personen im Sinne des § 53 AO.
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Der Satzungszweck wird unter anderem verwirklicht durch: 

 Vorbeugende, helfende und heilende Tätigkeit auf allen Gebieten der sozialen Arbeit, der

Kinder- und Jugendhilfe und des Gesundheitswesens;

 Förderung von verschienen Formen des Engagements (Anregung und Hilfe zur Selbsthil-

fe, Förderung des Ehrenamtes, des freiwilligen Engagements und der Frewilligendienste);

 Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen Sozial-, Jugend- und Gesundheitshilfe; Mit-

arbeit in entsprechenen Ausschüssen;

 Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege, Fachverbän-

den und Selbsthilfe-Organisationen im In- und Ausland und auf internationaler Ebene.

Gemeinnützigkeit, Aufbringung und Verwendung der Mittel:

Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Zur
Erfüllung seiner Aufgaben kann er sich auch anderer Rechtsformen bedienen. Mittel des Ver-
eins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.

Geschäftsjahr: Kalenderjahr

Vereinsvermögen: EUR 9.500.000,00

3. Organe des Vereines

Organe des Vereines sind:

 Bezirkskonferenz,

 Bezirksvorstand,

 Bezirksausschuss,

 besondere(r) Vertreter nach § 30 BGB.

4. Bezirksvorstand

Der Bezirksvorstand wird von der Bezirkskonferenz für die Dauer von 4 Jahren gewählt.

Gemäß § 8 der Satzung besteht der Bezirksvorstand aus

 der/dem Vorsitzenden,

 zwei Stellvertreterinnen/Stellvertretern,

 und vier Beisitzerinnen/Beisitzern,

wobei beide Geschlechter mit jeweils mindestens 40 Prozent vertreten sein müssen, wenn ei-
ne entsprechende Zahl von Kandidatinnen und Kandidaten vorhanden ist.

Der Vorsitzende sowie die beiden Stellvertreter bilden den Vorstand im Sinne des § 36 BGB.
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Jedes Vorstandsmitglied ist einzelvertretungsberechtigt.

Die Mitglieder des Bezirksvorstand sind im Anhang (Anlage 3) benannt.

Im Berichtsjahr fanden sechs Sitzungen des Bezirksvorstandes statt, in denen folgende we-
sentliche Beschlüsse gefasst wurden:

Vorstandssitzung  6. Februar bis 7. Februar 2025

 Beschluss über die Gründung einer Satzungskommission.

Vorstandssitzung 14. März bis 15. März 2025 im Rahmen der Klausurtagung

 Beschluss über die Bestellung von Hr. Helfert, Fr. Schön, Fr. Klinzing als neue Geschäfts-

führer bzw. besondere Vertreter. Abberufung von Hr. Schmidt als Geschäftsführer. 

 Beschluss des 5-Jahres-Planes.

Vorstandssitzung 27. Juni 2025

 Es wurden keine wesentlichen Beschlüsse gefasst.

Vorstandssitzung 22. August 2025

 Es wurden keine wesentlichen Beschlüsse gefasst. 

Vorstandssitzung 26. September 2025

 Beschluss über die Geschäftsordnung des Bezirksverbandes. 

 Beschluss des Jahresabschlusses 2024.

 Beschluss über die Beauftragung der Prof. Dr. Ludewig + Sozien GmbH & Co. KG Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft zum Abschlussprüfer des Geschäftsjahres 2025.

Vorstandssitzung 28. November 2025

 Beschluss über den Wirtschaftsplan 2026.

 Beschluss über die Geschäftsordnungen der Kreisverbände der AWO Hersfeld-

Rotenburg, Werra-Meißner und Fulda.

Weitere Vorstandssitzungen fanden auskunftsgemäß im Geschäftsjahr 2025 nicht statt.
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5. Besondere(r) Vertreter nach § 30 BGB

Geschäftsführer, als besondere Vertreter des Vereins waren im Berichtsjahr:

 Herr Michael Schmidt, Kassel (bis zum 30. April 2025),

 Frau Melanie Schön, Söhrewald (ab dem 1. Mai 2025),

 Frau Kristin Klinzing, Kassel (ab dem 1. Mai 2025),

 Herr Tim Helfert, Niedenstein (ab dem 1. Mai 2025).

Der Geschäftsführer ist als besonderer Vertreter nach § 30 BGB bevollmächtigt, die laufen-
den Geschäfte des Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord e.V. zu führen. Der Aufga-
benbereich des Geschäftsführers ergibt sich aus der am 23. Oktober 2004 beschlossenen
Geschäftsordnung für den Geschäftsführer der Arbeiterwohlfahrt Bezirksverband Hessen-
Nord e.V. 

Zum 1. Mai 2025 haben Frau Melanie Schön, Söhrewald, Frau Kristin Klinzing, Kassel, und
Herr Tim Helfert, Niedenstein, die Geschäftsführung als besondere Vertreter nach § 30 BGB
des Vereins übernommen.

6. Steuerliche Sachverhalte von wesentlicher Bedeutung

Der Verein wird beim Finanzamt Kassel unter der Steuernummer 026 250 52183 geführt.

Die steuerliche Veranlagung für das Jahr 2024 war zum Prüfungszeitraum abgeschlossen.

Der Verein ist umsatzsteuerliche Organmutter der BHV-Betriebsgastronomie und Heimversor-
gung GmbH und der AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste
in Nordhessen mbH.

Nach der letzten Bescheinigung des Finanzamtes Kassel vom 2. März 2026 ist der Verein als
gemeinnützig im Sinne der §§ 51 ff. AO anerkannt.

Zum 10. Juni 2024 hat mit Prüfungsanordnung für die Veranlagungszeiträume 2019 bis 2021
eine neue Außenprüfung begonnen, die in 2025 ohne Feststellungen und ohne Änderung der
Besteuerungsgrundlagen abgeschlossen war.
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Analyse der wirtschaftlichen Verhältnisse

1. Vermögens- und Finanzlage 

Die Vermögens- und Finanzlage sowie die Kapitalstruktur und deren Veränderungen ergeben
sich aus der folgenden Gegenüberstellung der Bilanzzahlen für die beiden Abschlussstichta-
ge 31. Dezember 2025 und 31. Dezember 2024.

Vermögensstruktur
2025 2024 Veränderung*)

TEUR % TEUR % TEUR %

Immaterielle Vermögensgegenstände 0 0 1 0 -1 -
Sachanlagen 71.805 86 70.989 88 816 1
Finanzanlagen 8.565 10 7.425 9 1.140 15
mittelfristige Forderungen im Verbundbereich 26 0 113 0 -87 -77
lang- und mittelfristig gebundenes

Vermögen 80.396 96 78.528 97 1.868 2
Forderungen im Verbundbereich 82 0 80 0 2 3
sonstige Vermögensgegenstände 458 1 909 2 -451 -50
Rechnungsabgrenzungsposten 15 0 19 0 -4 -21
kurzfristig gebundenes Vermögen 555 1 1.008 2 -453 -45
liquide Mittel 2.712 3 1.178 1 1.534 -

83.663 100 80.714 100 2.949 4
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Kapitalstruktur
2025 2024 Veränderung*)

TEUR % TEUR % TEUR %

Eigenkapital 33.746 40 27.109 34 6.637 24
Sonderposten für Zuwendungen 4.642 6 4.848 6 -206 -4
langfristige Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten 25.964 31 28.288 35 -2.324 -8
langfristige Verbindlichkeiten im

Verbundbereich 5.920 7 6.498 8 -578 -9
übrige langfristige Verbindlichkeiten 3 0 20 0 -17 -
langfristiges Fremdkapital 36.529 44 39.654 49 -3.125 -8
mittelfristige Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten 7.341 9 7.892 10 -551 -
mittelfristige Verbindlichkeiten im

Verbundbereich 2.386 3 2.374 3 12 -
übrige mittelfristige Verbindlichkeiten 17 0 3 0 14 -
mittelfristiges Fremdkapital 9.744 12 10.269 13 -525 -
Steuerrückstellungen 3 0 0 0 3 0
kurzfristige Sonstige Rückstellungen 159 0 209 0 -50 -24
kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber

Kreditinstituten 2.254 3 2.439 3 -185 -8
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen 366 0 186 0 180 97
kurzfristige Verbindlichkeiten im

Verbundbereich 628 1 720 1 -92 -13
übrige Verbindlichkeiten und

Rechnungsabgrenzungsposten 234 0 128 0 106 83
kurzfristiges Fremdkapital 3.644 4 3.682 4 -38 -1

83.663 100 80.714 100 2.949 4

*) nur soweit sinnvoll dargestellt

Die Gesamtentwicklung der Vermögenslage ist im Geschäftsjahr 2025 geprägt durch die
Investitionstätigkeit ins Finanzanlagevermögen (Bausparverträge), die Erhöhung der liquiden
Mittel und die gleichzeitige Reduzierung der sonstigen Vermögensgegenstände. Auf der Pas-
siva ist das Eigenkapital ergebnisbedingt um TEUR 6.637 gestiegen. Gegenläufig sind die
kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten tilgungsbedingt sowie der Sonder-
posten um TEUR 206 gesunken.

Die Ursachen für die wesentlichen Veränderungen auf der Aktivseite liegen im Folgendem:

Das Anlagevermögen hat sich im Berichtsjahr um planmäßige Abschreibungen gemindert.
Die Anlagenzugänge i. H. v. TEUR 4.163 betreffen im Wesentlichen den Neubau des AWO
Seniorenzentrums Rotenburg. Die Zusammensetzung und Entwicklung der einzelnen Posten
ist im Anlagenspiegel dargestellt. Die sonstigen Ausleihungen betreffen Bausparverträge des
Vereins.
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Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen bestehen gegen die BHV Betriebsgas-
tronomie und Heimversorgung GmbH. Darunter ausgewiesen sind zwei kurzfristig gewährte
Darlehen i. H. v. TEUR 94 sowie sonstige Forderungen, unter anderem eine Umsatzsteuer-
forderung aus der umsatzsteuerlichen Organschaft. Verbindlichkeiten gegenüber der BHV
Betriebsgastronomie und Heimversorgung GmbH i. H. v. TEUR 1 für Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen werden saldiert unter den Forderungen ausgewiesen.

Die sonstigen Vermögensgegenstände sind gegenüber dem Vorjahr deutlich auf
TEUR 458 gesunken, was im Wesentlichen auf die Bilanzierung eines gewährten Tilgungs-
kostenzuschusses der KfW-Bank i. H. v. TEUR 486 im Vorjahr zurückzuführen ist.

Die liquiden Mittel sind stichtagsbedingt gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1.534 gestiegen.
Der Bestand wurde mittels Kontoauszüge zum 31. Dezember 2025, Bankbestätigungen und
durch Kassenprotokolle nachgewiesen.

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten betrifft im Wesentlichen ein einbehaltenes
Damnum, was über die Restlaufzeit des Darlehens ratierlich aufgelöst wird.

Auf der Passiva sind die Ursachen der Veränderung der Bilanzposten in Folgendem zu se-
hen:

Das Eigenkapital hat sich ergebnisbedingt um TEUR 6.637 erhöht.

Der Sonderposten (wirtschaftliches Eigenkapital) beinhaltet Zuwendungen aus öffentli-
cher und nicht öffentlicher Förderung, die über die Nutzungsdauer des jeweiligen Sachanla-
geguts aufgelöst wird. Zugänge waren im Berichtjahr nicht zu verzeichnen. Der Rückgang
des Sonderpostens ist auf planmäßige Abschreibungen zurückzuführen.

Die sonstigen Rückstellungen betreffen überwiegend Rückstellungen für das Jugendwerk
aufgrund nicht verbrauchter Zuschüsse im Geschäftsjahr 2025 (TEUR 50).

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sind unter anderem aufgrund geleisteter
Tilgungszahlungen in 2025 gesunken. Der jeweilige Tilgungsplan wurde eingehalten. Der Be-
stand wurde durch Bankbestätigungen nachgewiesen. Die Darstellung in lang-, mittel- und
kurzfristig entsprechen den Laufzeiten der Darlehen. Im Berichtsjahr wurden keine neuen
Darlehen aufgenommen.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind stichtagsbedingt gestiegen.
Die Verbindlichkeiten waren zum Prüfungszeitpunkt im Wesentlichen ausgeglichen und wur-
den durch Saldenlisten und Saldenbestätigungen in Stichproben nachgewiesen.

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen bestehen ausschließlich ge-
genüber der AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nord-
hessen mbH. Darunter ausgewiesen sind Verbindlichkeiten aufgrund der umsatzsteuerlichen
Organschaft (TEUR 40), sonstige Verbindlichkeiten (TEUR 21) sowie das zum 1. Januar
2024 umgewandelte Darlehen i. H. v. TEUR 8.873. Bis zur Umstellung zum 31.12.2023 wur-
den die Verrechnungen über Verrechnungskonten abgewickelt. Die Aufteilung in lang-, mittel-
und kurzfristig entsprechen den Fristigkeiten.

PROF. DR. LUDEWIG + SOZIEN GMBH & CO. KG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT | STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT | RECHTSANWÄLTE

KASSEL

*elektronische Kopie*



16025/25 Anlage 7.  4

Die sonstigen Verbindlichkeiten haben sich stichtagsbedingt erhöht und enthalten im We-
sentlichen abgegrenzte Darlehensleistungen in Höhe von TEUR 119.

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten enthält sonstige Rechnungsabgrenzungen.

2. Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 

Ein Bild zur Finanzlage des Unternehmens gibt die Kapitalflussrechnung für das Jahr 2025 in
Gegenüberstellung zum Vorjahr. Die Kapitalflussrechnung zeigt die Zahlungsströme des Ver-
eins, die zu einer entsprechenden Veränderung des Finanzmittelfonds (kurzfristig verfügbare
Mittel) geführt haben.

2025 2024
TEUR TEUR TEUR

1. Periodenergebnis 6.637 1.694
2. + Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 3.343 3.266
3. - Abnahme der Rückstellungen -48 -16
4. + sonstige zahlungsunwirksame Erträge 7 0
5. + / - Abnahme/Zunahme der Vorräte, der Forderungen aus

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva (die
nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit
zuzuordnen sind) 540 -510

6. - / + Abnahme /Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen sowie anderer Passiva (die nicht der
Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen
sind) -581 658

7. + Zinsaufwendungen 952 1.034
8. - sonstige Beteiligungserträge -5.607 -367
9. - / + Ertragsteuerzahlungen/Ertragsteuererstattungen -3 1
10. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 5.240 5.760

11. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des
Sachanlagevermögens 1 0

12. - Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen -5.303 -3.168
13. - Auszahlungen für Investitionen in das

Finanzanlagevermögen 0 -496
14. + erhaltene Zinsen 10 11
15. + erhaltene Dividenden 5.607 367
16. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit 315 -3.286

17. + Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der
Aufnahme von (Finanz-)Krediten 1.091 1.090

18. - Auszahlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-)
Krediten -4.150 -3.064

19. - gezahlte Zinsen -962 -1.045
20. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -4.021 -3.019

21. Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 1.534 -545
22. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.178 1.723
23. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 2.712 1.178

Der Mittelzufluss aus der laufenden Geschäftstätigkeit sowie der Investitionstätigkeit konnte
die Mittelabflüsse aus der Finanzierungstätigkeit mehr als decken, sodass der Finanzmittelbe-
stand zum 31. Dezember 2025 um TEUR 1.534 gestiegen ist.
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Im Berichtsjahr ergeben sich insgesamt ein Mittelzufluss von 5,2 Mio. € aus der laufenden
Geschäftstätigkeit. Der summierte Mittelzufluss aus der Investitionstätigkeit und der summier-
te Mittelabfluss aus der Finanzierungstätigkeit ergeben sich zum einen aus den Investitions-
maßnahmen für die Bauprojekte (Gewinnausschüttung an den Verein für Zwecke der Bauvor-
haben, Dividendenzufluss) und zum anderen aus den Tilgungsleistungen.

3. Ertragslage 

Bezogen auf die letzten zwei Jahre ergibt sich folgendes Bild der Ertragslage:

2025 2024 Veränderung*)
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 8.067 100 7.924 100 143 2
Betriebsleistung 8.067 100 7.924 100 143 2
Materialaufwand -246 -3 -246 -3 0 0
Personalaufwand -1.625 -20 -1.073 -14 -552 -51
Abschreibungen -3.343 -41 -3.266 -41 -77 -2
sonstige betriebliche Aufwendungen -1.932 -24 -1.902 -24 -30 -2
sonstige Steuern 0 0 -2 0 2 -
Betriebsaufwand -7.146 -88 -6.489 -82 -657 -10
sonstige betriebliche Erträge 1.067 13 925 12 142 15
Betriebsergebnis 1.988 25 2.360 30 -372 -16
Finanz- und Beteiligungsergebnis 4.655 58 -667 -8 5.322 -
Ergebnis vor Ertragsteuern 6.643 83 1.693 22 4.950 -
Ertragsteuern -6 0 1 0 -7 -
Jahresergebnis 6.637 83 1.694 22 4.943 -

*) nur soweit sinnvoll dargestellt

Die Umsatzerlöse sind in Folge höherer Erträge aus Mieten und Pachten gegenüber dem
Vorjahr gestiegen.

Die sonstigen betrieblichen Erträge sind ebenfalls angestiegen, was im Wesentlichen auf
erhaltene Kostenumlagen (TEUR 544) zurückzuführen ist.

Der Materialaufwand ist konstant zum Vorjahr.

Der Personalaufwand hat sich aufgrund von einem durchschnittlich höheren Mitarbeiterbe-
stand (+ 38 %) und gestiegenen Gehältern in Folge des Tariftreuegesetzes um rund 52 % er-
höht.

Die Abschreibungen beinhalten ausschließlich planmäßige Abschreibungen auf Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens und sind geprägt von der Investitionstätigkeit des Ver-
eins.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind gegenüber dem Vorjahr um TEUR 30 ge-
stiegen. Gründe sind gestiegene Aufwendungen für zentrale Dienstleistungen insbesondere
im Bereich der Rechts- und Beratungskosten.
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Die Erträge aus Beteiligungen werden mit TEUR 5.607 ausgewiesen und betreffen die Aus-
schüttungen aus der AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste
in Nordhessen mbH.

Das Finanzergebnis enthält zum einen Zinserträge i. H. v. TEUR 10, die mit TEUR 3 auf die
an die BHV gewährten Darlehen entfallen, und zum anderen Zinsaufwendungen aus den Dar-
lehensverbindlichkeiten i. H. v. TEUR 962.

Unter Berücksichtigung der genannten Entwicklung konnten die höheren Erlöse die ebenfalls
gestiegenen Aufwendungen kompensieren, sodass sich das Jahresergebnis gegenüber
2024 um TEUR 4.943 auf TEUR 6.637 verbessert hat.
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Zusätzliche Darstellungen zu
 Posten des Jahresabschlusses

BILANZ

A K T I V A 

A. Anlagevermögen EUR 80.370.009,20
Vorjahr EUR 78.415.518,54

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

I.   Immaterielle Vermögensgegenstände 0,00 1.140,00
II.  Sachanlagen 71.804.964,49 70.989.226,25
III. Finanzanlagen 8.565.044,71 7.425.152,29

80.370.009,20 78.415.518,54

I. Immaterielle Vermögensgegenstände EUR 0,00
Vorjahr EUR 1.140,00

Buchwertentwicklung

Stand zum 01.01.2025 EUR 1.140,00
Zugänge EUR 0,00
Abgänge EUR 579,95
Abschreibungen EUR 1.140,00
Abschreibungsabgänge EUR -579,95
Stand zum 31.12.2025 EUR 0,00
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II. Sachanlagen EUR 71.804.964,49
Vorjahr EUR 70.989.226,25

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 66.756.465,82 69.705.891,82

technische Anlagen und Maschinen 219.664,00 132.093,00
andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 147.815,00 115.635,98
geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 4.681.019,67 1.035.605,45

71.804.964,49 70.989.226,25

Buchwertentwicklung

Stand zum 01.01.2025 EUR 70.989.226,25
Zugänge EUR 4.162.719,74
Abgänge EUR 91.865,86
Abschreibungen EUR 3.341.419,84
Abschreibungsabgänge EUR -86.304,20
Stand zum 31.12.2025 EUR 71.804.964,49
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III. Finanzanlagen EUR 8.565.044,71
Vorjahr EUR 7.425.152,29

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Anteile an verbundenen Unternehmen
 Beteiligungen BHV 425.000,00 425.000,00
 Beteiligung AWO gGmbH 1.721.725,94 1.721.725,94

2.146.725,94 2.146.725,94
Beteiligungen
 Beteiligungen BfS 7.669,38 7.669,38
 Beteil. Elternservice GmbH 1.000,00 1.000,00

8.669,38 8.669,38
Wertpapiere des Anlagevermögens
 Immaterielle Wertpapiere des Anlagevermögens 14.268,00 14.268,00

14.268,00 14.268,00
sonstige Ausleihungen
 LBS Bausparvertr. 3099899043 731.990,54 655.865,43
 LBS Bausparvertr. 3115212643 516.854,48 454.571,56
 LBS Bausparvertr. 3115212645 2.738.920,77 2.736.184,59
 LBS Bausparvertr. 3131494340 473.077,34 396.937,63
 LBS Bausparvertr. 3135610842 590.467,24 480.026,18
 Schwäb.Hall BSV 26600270E01 141.195,70 106.971,18
 Schwäb.Hall BSV 26600270E02 140.217,53 106.233,10
 Schwäb.Hall BSV 26600270E03 140.217,53 106.233,10
 Schwäb.Hall BSV 26600270E04 140.217,53 106.233,10
 Schwäb.Hall BSV 26600270E05 140.217,53 106.233,10
 LBS Bausparvertr. 3159395742 480.009,83 0,00
 LBS Bausparvertr. 3159396542 161.995,37 0,00

6.395.381,39 5.255.488,97
8.565.044,71 7.425.152,29

Anteile an verbundenen Unternehmen:

BHV-Betriebsgatsronomie und Heimversorgung GmbH
Der Bezirksverband hält seit der Verschmelzung der Arbeiterwohlfahrt Grundstücksverwal-
tungs GmbH in die BHV-Betriebsgastronomie und Heimversorgung GmbH zum
1. Januar 2010 im Innenverhältnis 100 % des Stammkapitals.

AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH
Der Bezirksverband hält 100 % des Stammkapitals seit der Gründung zum 1. Juli 2003 der
AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH.
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Die Position Wertpapiere des Anlagevermögens beinhaltet die Anschaffungskosten der
Namens-Stammaktien der Bank für Sozialwirtschaft Aktiengesellschaft.

Der Ausweis der sonstigen Ausleihungen beinhaltet die Bausparguthaben von Bausparver-
trägen bei der Landesbausparkasse Hessen-Thüringen und der Bausparkasse Schwäbisch
Hall. 

Buchwertentwicklung

Stand zum 01.01.2025 EUR 7.425.152,29
Zugänge EUR 1.139.892,42
Abgänge EUR 0,00
Abschreibungen EUR 0,00
Abschreibungsabgänge EUR 0,00
Stand zum 31.12.2025 EUR 8.565.044,71

B. Umlaufvermögen EUR 3.277.612,05
Vorjahr EUR 2.279.858,15

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

I. Vorräte 350,00 378,58
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 565.381,11 1.101.754,21
III. Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 2.711.880,94 1.177.725,36

3.277.612,05 2.279.858,15

I. Vorräte EUR 350,00
Vorjahr EUR 378,58

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
 Vorräte Lebensmittel 350,00 320,79
 Vorräte Verwaltungsbedarf 0,00 57,79

350,00 378,58
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II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände EUR 565.381,11
Vorjahr EUR 1.101.754,21

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 108.041,77 192.667,27
2. sonstige Vermögensgegenstände 457.339,34 909.086,94

565.381,11 1.101.754,21

1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen EUR 108.041,77
Vorjahr EUR 192.667,27

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 
EUR 81.922,26 (i.Vj. EUR 80.041,31)
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr:
EUR 26.119,51 (i.Vj. EUR 112.625,96)

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Forderungen Deb. BHV 3.138,48 -655,25
Kreditoren BHV GmbH -3.891,82 -3.172,67
Darlehen BHV (Stadtallendorf) 23.433,51 63.674,30
Darlehen BHV (Gerätetechnik) 70.356,42 113.718,10
Umsatzsteuer BHV GmbH 15.005,18 19.102,79

108.041,77 192.667,27

2. sonstige Vermögensgegenstände EUR 457.339,34
Vorjahr EUR 909.086,94

Die sonstigen Vermögensgegenstände beinhalten im Wesentlichen sonstige Forderungen ge-
gen aus Steuererstattungen und debitorische Kreditoren.
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III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten EUR 2.711.880,94
Vorjahr EUR 1.177.725,36

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Bankgirokonten 2.709.659,63 1.173.880,73
Schecks, Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 2.221,31 3.844,63

2.711.880,94 1.177.725,36

C. Rechnungsabgrenzungsposten EUR 15.492,80
Vorjahr EUR 19.355,87

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

ARAP Disagio/Damnum 15.352,80 19.215,87
ARAP sonstige 140,00 140,00

15.492,80 19.355,87
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P A S S I V A

A. Eigenkapital EUR 33.745.700,11
Vorjahr EUR 27.108.947,57

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Gezeichnetes Kapital 9.500.000,00 9.500.000,00
Bilanzgewinn
 Gewinnvortrag 17.608.947,57 15.914.781,14
 Jahresüberschuss 6.636.752,54 1.694.166,43

33.745.700,11 27.108.947,57

Der Jahresüberschuss 2024 wurde entsprechend des Beschlusses des Bezirksvorstandes
auf neue Rechnung vorgetragen.

B. Sonderposten für Zuwendungen EUR 4.642.560,00
Vorjahr EUR 4.847.704,00

1.1.2025 Auflösung Abgang Einstellung 31.12.2025
EUR EUR EUR EUR EUR

Sonderposten aus öffentlicher
Förderung 3.965.041,00 157.735,00 0,00 0,00 3.807.306,00

Sonderposten aus nicht öffentlicher
Förderung 882.663,00 47.409,00 0,00 0,00 835.254,00

4.847.704,00 205.144,00 0,00 0,00 4.642.560,00
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C. Rückstellungen EUR 161.504,75
Vorjahr EUR 209.171,67

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Steuerrückstellungen 2.825,00 0,00
sonstige Rückstellungen
 Urlaubsrückstellung 16.273,00 15.975,30
 sonstige Rückstellung 108.928,00 156.837,62
 Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten 33.478,75 36.358,75

158.679,75 209.171,67
161.504,75 209.171,67

Unter den sonstigen Rückstellungen sind insbesondere Rückzahlungsverpflichtungen aus
noch nicht verwendeten Zuschüssen des Bereichs Jugendwerk ausgewiesen.

D. Verbindlichkeiten EUR 45.049.863,89
Vorjahr EUR 48.532.288,92

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 35.559.443,97 38.618.895,03
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 366.137,72 186.041,03
3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen

Unternehmen 8.933.262,93 9.592.443,26
4. sonstige Verbindlichkeiten 191.019,27 134.909,60

45.049.863,89 48.532.288,92

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten EUR 35.559.443,97
Vorjahr EUR 38.618.895,03

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 
EUR 2.253.834,44 (i.Vj. EUR 2.439.012,29)
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr:
EUR 33.305.609,53 (i.Vj. EUR 36.179.882,74)
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2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen EUR 366.137,72
Vorjahr EUR 186.041,03

davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr: 
EUR 0,00 (i.Vj. EUR 0,00)

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Verb. aus Lieferung und Leistungen 232.802,83 90.146,98
Verb. Rechnungen für Anlagen im Bau 69.619,59 90.914,22
debitorische Kreditoren 63.715,30 4.979,83

366.137,72 186.041,03

3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen
Unternehmen EUR 8.933.262,93

Vorjahr EUR 9.592.443,26
davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 
EUR 627.696,67 (i.Vj. EUR 719.702,76)
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr:
EUR 8.305.566,26 (i.Vj. EUR 8.872.740,50)

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Verrechnungskonten 74.960,03 146.353,58
Umsatzsteuer gGmbH 39.772,28 13.240,87
Darlehen AWO gGmbH kurzfristig 567.174,25 550.432,33
Darlehen AWO gGmbH mittelfristig 2.446.535,83 2.374.318,65
Darlehen AWO gGmbH langfristig 5.859.030,43 6.498.421,84
Forderungen Deb. AWO gGmbH -54.209,89 9.675,99

8.933.262,93 9.592.443,26

Bei den Verbindlichkeiten handelt sich ausschließlich um Verbindlichkeiten gegenüber der
AWO gemeinnützige Gesellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH,
Kassel.
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4. sonstige Verbindlichkeiten EUR 191.019,27
Vorjahr EUR 134.909,60

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr: 
EUR 191.019,27 (i.Vj. EUR 111.423,85)
davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr: 
EUR 0,00 (i.Vj. EUR 23.485,75)
davon aus Steuern: 
EUR 25.367,68 (i.Vj. EUR 9.548,52)
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit: 
EUR -1.050,00 (i.Vj. EUR 3.004,69)

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Verbindlichkeiten Mitarbeiter -3.758,05 1.461,38
Verbindlichkeiten Sozialversicherungsträger 0,00 799,78
Verbindlichkeiten gg. ZVK/VBLU -1.050,00 2.204,91
Verbindlichkeiten Finanzamt 25.367,68 9.548,52
sonstige Verbindlichkeiten 18.073,22 7.502,15
Verbindlichkeiten Berufsgenossenschaft 9.527,65 5.843,99
Kaufpreis Grundstück Sontra 23.485,92 26.841,02
Abgrenzung Darlehensleistungen 119.372,85 80.707,85

191.019,27 134.909,60

E. Rechnungsabgrenzungsposten EUR 63.485,30
Vorjahr EUR 16.620,40

31.12.2025
EUR

31.12.2024
EUR

Abgrenzung Mieteinnahmen 0,00 2.833,40
Abgrenzung Teilnehmerbeiträge 7.167,00 7.787,00
Abgr. Sonstige 56.318,30 6.000,00

63.485,30 16.620,40
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG

1. Umsatzerlöse EUR 8.067.319,62
Vorjahr EUR 7.923.531,29

2025
EUR

2024
EUR

Vermietungs- & Verpachtungserlöse 6.441.982,46 6.367.889,49
Zuschüsse 1.444.208,92 1.419.888,53
sonstige Erlöse 181.128,24 135.753,27

8.067.319,62 7.923.531,29

2. sonstige betriebliche Erträge EUR 1.066.615,15
Vorjahr EUR 924.852,29

2025
EUR

2024
EUR

andere sonstige betriebliche Erträge
 Erlöse SBZ Pkw 19 % 28.092,90 8.466,00
 Erlöse SBZ Pkw Pauschal 11.143,51 3.039,95
 Erlöse SBZ Bike-Leasing 19 % 279,00 0,00
 Ertäge Auflösung Sonderposten ambulant 108.268,00 105.840,00

 Erträge Auflösung Sonderposten vollstationär 96.876,00 96.876,00
 Sonst.Erstattg.PK 264,27 0,00

 Erträge Abgang Anlagevermögen 715,07 0,00
 Erträge Auflösung Rückstellung 774,10 12.858,04

 sonstige ordentliche Erträge 543.915,57 154.831,31
 Spenden mit Bescheinigungen 17.395,99 4.100,00
 Spenden ohne Bescheinigungen 3.776,17 3.380,50

 Versicherungsentschädigungen 153.510,72 446.323,72
 Kfz.-Versicherungsentschädigungen 2.332,27 178,02
 Mitgliederbeiträge 78.133,12 87.067,62

 sonstige Erträge 19 % 1.955,51 1.891,13
 Erträge Einspeisevergütung 19 % 19.182,95 0,00

1.066.615,15 924.852,29
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3. Materialaufwand EUR 245.520,66
Vorjahr EUR 245.615,13

2025
EUR

2024
EUR

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und
für bezogene Waren

 Lebensmittel 13.375,65 12.296,24
 Wasser, Energie, Brennstoffe 106.347,98 93.940,82
 Wirtschafts- und Verwaltungsbedarf 0,00 145,23

119.723,63 106.382,29
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen
 Honorare 88.851,58 86.107,36

 Wäschereinigung Fremd 0,00 6,80
 Wäschereinigung 19 % 606,03 446,11

 Hausreinigung Fremde 29.566,18 26.720,88
 Außenanlage Pflege Fremd 6.529,29 25.951,69
 Hausmeisterdienstleistungen 243,95 0,00

125.797,03 139.232,84
245.520,66 245.615,13
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4. Personalaufwand EUR 1.626.428,52
Vorjahr EUR 1.073.211,37

davon für Altersversorgung: EUR 7.616,68 (i.Vj. EUR 17.475,51)

2025
EUR

2024
EUR

a) Löhne und Gehälter
 Lohn/Geh.Leitung Einrichtungen 313.649,10 0,00

 Lohn/Geh.Pflegepers. 0,00 974,89
 L+G Päd. Dienst 406.950,26 333.565,06
 Lohn/Geh.Hausw.Pers. 44.596,18 48.612,72
 Lohn/Geh.Verw.pers. 567.892,00 483.770,10

 Sonstiger Personalaufwand 4.254,90 3.833,56
1.337.342,44 870.756,33

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und für Unterstützung

 Soz-Vers.Leitg Einr. 24.985,68 0,00

 Soz-Vers.Pflegepers. 0,00 145,46
 SozVers Päd. Dienst 89.012,41 69.905,73
 Soz-Vers.Hausw.pers. 9.780,04 10.750,14
 Soz-Vers.Verw.pers. 103.620,84 86.076,94
 Altersvorsorge Päd. Dienst 3.147,13 7.128,86

 Altersvorsorge Hauswirtschaft 59,19 993,86
 Altersvorsorge Verwaltung 4.410,36 9.352,79

 Aufwendungen SBZ Pkw. st.frei 43.913,08 13.114,43
 Aufw. SBZ Bike-Leasing st.fr. 332,00 0,00

 Rückstellungen Veränderung Urlaub u. Mehrarbeit 297,70 -857,16
 Berufsgenossenschaft 9.527,65 5.843,99

289.086,08 202.455,04
1.626.428,52 1.073.211,37

5. Abschreibungen EUR 3.342.559,84
Vorjahr EUR 3.265.791,08

Die Zusammensetzung ergibt sich aus Anlage 3 (Anlagenspiegel). Im Berichtsjahr ergeben
sich nur planmäßige Abschreibungen.
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6. sonstige betriebliche Aufwendungen EUR 1.931.689,96
Vorjahr EUR 1.901.619,90

2025
EUR

2024
EUR

Aufwendungen für zentrale Dienstleistungen 459.386,62 416.915,44
Steuern, Abgaben, Versicherungen 243.925,36 224.156,41
Instandhaltungsaufwendungen 299.915,17 633.271,58
Wirtschafts- und Verwaltungsaufwendungen 313.010,09 46.211,74
Mieten, Pachten und Leasing 154.369,10 136.696,42
übrige 461.083,62 444.368,31

1.931.689,96 1.901.619,90

7. Erträge aus Beteiligungen EUR 5.607.000,00
Vorjahr EUR 367.000,00

davon aus verbundenen Unternehmen: 
EUR 5.607.000,00 (i.Vj. EUR 367.000,00)

Die Erträge aus Beteiligungen betreffen die Ausschüttung aus der AWO gemeinnützige Ge-
sellschaft für soziale Einrichtungen und Dienste in Nordhessen mbH.

8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge EUR 9.758,49
Vorjahr EUR 10.706,79

davon aus verbundenen Unternehmen: 
EUR 2.557,53 (i.Vj. EUR 4.014,17)

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen EUR 961.891,97
Vorjahr EUR 1.044.795,95

davon an verbundene Unternehmen: 
EUR 275.167,69 (i.Vj. EUR 291.415,43)

2025
EUR

2024
EUR

Zinsen kurzfristig 125,46 0,00
Zinsen langfristig 949.896,27 1.035.063,62
Zinsähnl. Aufwand 11.870,24 9.732,33

961.891,97 1.044.795,95

PROF. DR. LUDEWIG + SOZIEN GMBH & CO. KG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT | STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT | RECHTSANWÄLTE

KASSEL

*elektronische Kopie*



16025/25 Anlage 8.  15

10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag EUR 5.931,37
Vorjahr EUR -981,53

11. Ergebnis nach Steuern EUR 6.636.670,94
Vorjahr EUR 1.696.038,47

12. sonstige Steuern EUR -81,60
Vorjahr EUR 1.872,04

13. Jahresüberschuss EUR 6.636.752,54
Vorjahr EUR 1.694.166,43

14. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr EUR 17.608.947,57
Vorjahr EUR 15.914.781,14

15. Bilanzgewinn EUR 24.245.700,11
Vorjahr EUR 17.608.947,57
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Berichterstattung gemäß § 53 HGrG

I. Auftrag und Auftragsdurchführung

Im Rahmen des Auftrages zur Durchführung der Prüfung des Jahresabschlusses erteilte uns
die Geschäftsführung auch den Auftrag, die Prüfung der Geschäftsführung gemäß
§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) vorzunehmen.

Grundlage unserer Tätigkeit ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirt-
schaftsprüfer in Deutschland e.V. mit der Bezeichnung „Fragenkatalog zur Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach
§ 53 HGrG“. Dieser Prüfungsstandard ist unter Mitwirkung des Bundesministeriums der Fi-
nanzen, des Bundesrechnungshofes und der Landesrechnungshöfe zustande gekommen.

Der Prüfungsstandard schreibt vor, dass die dort formulierten Fragen im Prüfungsbericht
grundsätzlich aufzuführen und lückenlos zu beantworten sind.

Dementsprechend ist die Berichterstattung aufgebaut. Es ist darauf hinzuweisen, dass die
Beantwortung eines Teils der Fragen sich bereits aus der Berichterstattung gemäß
§ 321 HGB über die vorgenommene Jahresabschlussprüfung ergibt. Um eine doppelte Dar-
stellung des gesamten Sachverhaltes zu vermeiden, haben wir Verweisungen vorgenommen.

Unbeschadet der Verpflichtung zur Beantwortung aller einschlägigen Fragen ist die Bildung
von Prüfungsschwerpunkten zulässig.

Im Berichtsjahr wurden keine besonderen Prüfungsschwerpunkte gesetzt.

Gemäß IDW PS 720, Tz. 6 kann eine einzelne Frage oder auch ein ganzer Fragenkreis für
das geprüfte Unternehmen nicht einschlägig sein. Soweit dies der Fall ist, bedarf es einer da-
hingehenden Begründung.

II. Beachtung von im Vorjahresbericht ausgesprochenen Empfehlungen

Im Bericht über die Prüfung nach § 53 HGrG der Prof. Dr. Ludewig u. Partner GmbH des Vor-
jahres wurden keine Empfehlungen ausgesprochen, die von dem Unternehmen zu beachten
waren.
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III. Darstellung und Beantwortung des Fragenkatalogs

1. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individua-
lisierte Offenlegung der Organbezüge

Frage Beantwortung

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Orga-
ne und einen Geschäftsverteilungsplan für
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die
Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus
schriftliche Weisungen des Überwachungs-
organs zur Organisation für die Geschäfts-
sowie ggf. für die Konzernleitung
(Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese
Regelungen den Bedürfnissen des Unter-
nehmens bzw. des Konzerns?

Eine Geschäftsordnung für den Bezirksvor-
stand und die besonderen Vertreter beste-
hen und haben uns vorgelegen. Zum
01.05.2025 trat für die neuen besonderen
Vertreter Frau Schön, Frau Klinzing und
Herrn Helfert eine Geschäftsordnung in
Kraft, die u. a. die Aufgabenverteilung und
Bevollmächtigungen regelt.

Schriftliche Weisungen des Überwa-
chungsorgans, die über die vereinbarten
Regelungen der Satzung des Vereins hin-
ausgehen, sind nach unseren Erkenntnis-
sen nicht vorhanden. 

Diese Regelungen sind angemessen und
enstprechen den Bedürfnissen des Ver-
eins.  

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer
Ausschüsse haben stattgefunden und wur-
den Niederschriften hierüber erstellt?

Es fanden im Berichtsjahr sechs Bezirks-
vorstandssitzungen statt. Niederschriften
wurden erstellt und liegen uns vor.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen
Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5
AktG sind die einzelnen Mitglieder der Ge-
schäftsleitung tätig?

Der besondere Vertreter des Vereins,  Herr
Michael Schmidt war auskunftsgemäß
nicht in Aufsichtsräten und anderen Kon-
trollgremien i. S. d. Fragestellung  tätig.

Zum 01.05.2025 sind als neue besondere
Vertreter des Vereins Frau Schön, Frau
Klinzing und Herr Helfert bestellt. Aus-
kunftsgemäß sind diese in keinen Auf-
sichtsräten und anderen Kontrollgremien 
i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig.
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder
(Geschäftsleitung, Überwachungsorgan)
individualisiert im Anhang des Jahresab-
schlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponen-
ten und Komponenten mit langfristiger An-
reizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie
wird dies begründet?

Die Angabe der Vergütung des Bezirksvor-
stands erfolgt im Anhang. 

Auf eine Angabe der Bezüge der besonde-
ren Vertreter im Anhang nach
§ 285 Nr. 9a HGB wird unter Hinweis auf
§ 286 Abs. 4 HGB verzichtet. 

2. Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums

Fragenkreis 2: Aufbau und ablauforganisatorische Grundlagen

Frage Beantwortung

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unter-
nehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Ar-
beitsbereiche und Zuständigkeiten / Wei-
sungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt
dessen regelmäßige Überprüfung?

Ein Organisationsplan für den Verein u. a.
in Form eines Organigramms und einer
Aufgabenverteilung sowie Organisations-
ordnung, aus dem der Organisationsauf-
bau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten
ersichtlich sind besteht. 

Dienst- und Arbeitsanweisungen liegen in
schriftlicher Form vor. Darüber hinaus un-
terichtet das interne Berichtswesen regel-
mäßig dem besonderen Vertreter bzw. den
besonderen Vertretern als Grundlage für
Entscheidungsprozesse.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
nicht nach dem Organisationsplan verfah-
ren wird?

Im Berichtsjahr haben sich keine derarti-
gen Anhaltspunkte ergeben.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur
Korruptionsprävention ergriffen und doku-
mentiert?

Eine Richtlinie zur Korruptionsbekämpfung
besteht auf Ebene des AWO Bundesver-
band e.V. und gilt für den AWO Bezirksver-
band Hessen-Nord entsprechend.

Eine Korruptionsrichtlinie des AWO Be-
zirksverband Hessen-Nord e.V. wurde im
Berichtsjahr beschlossen.
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d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeits-
anweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsver-
gabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-
sen, Kreditaufnahme und -gewährung)?
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
diese nicht eingehalten werden?

Nach unseren Feststellungen sind geeig-
nete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen
im Geschäftsjahr für wesentliche Entschei-
dungsprozesse auf der Ebene des Vereins
vorhanden. Im Rahmen unserer Prüfung
haben sich keine Anhaltspunkte ergeben,
dass die getroffenen Regelungen nicht ein-
gehalten werden.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumenta-
tion von Verträgen (z. B. Grundstücksver-
waltung, EDV)?

Eine ordnungsgemäße Dokumentation von
Verträgen besteht und ist sichergestellt.

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

Frage Beantwortung

a) Entspricht das Planungswesen – auch im
Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche
und zeitliche Zusammenhänge von Projek-
ten – den Bedürfnissen des Unterneh-
mens?

Das Planungswesen des Vereins setzt sich
aus Quartalsberichten im Rahmen der Un-
terrichtung der Gremien, der Jahrespla-
nung (Wirtschaftsplan) nebst Erfolgs- und
Vermögensplan sowie der Mittelfristpla-
nung (Investitionsvorschau) zusammen.

Die Wirtschaftsplanung wird grundsätzlich
jährlich erstellt bzw. fortgeschrieben. 

Nach unseren Feststellungen entspricht
das Planungswesen insoweit den Bedürf-
nissen des Vereins. 

b) Werden Planabweichungen systematisch
untersucht?

Eine systematische Planabweichungsana-
lyse erfolgt u. a. im Rahmen der Controllin-
gauswertungen (Bankbericht), den Quar-
talsauswertungen, der Wirtschafts- und In-
vestitionsplanung.

c) Entspricht das Rechnungswesen ein-
schließlich der Kostenrechnung der Größe
und den besonderen Anforderungen des
Unternehmens?

Nach unseren Feststellungen entspricht
das Rechnungswesen einschließlich der
Kostenrechnung in Abhängigkeit der Grö-
ße sowie der Tätigkeit den besonderen An-
forderungen des Vereins. 
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d) Besteht ein funktionierendes Finanzmana-
gement, welches u. a. eine laufende Liqui-
ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung
gewährleistet?

Die Liquiditätsplanung für das Folgejahr
wird abgeleitet aus den Ergebnissen der
Wirtschaftsplanung und unter Berücksichti-
gung der geplanten Investitionen erstellt.
Die laufende Liquiditätskontrolle und -über-
wachung wird u. a. durch ein tägliches Li-
quiditätsmonitoring sowie im Bereich Bau-
management mit Hilfe von Bauausgabebü-
chern durchgeführt, sodass eine laufende
Liquiditätskontrolle und -überwachung ge-
währleistet ist.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch
ein zentrales Cash-Management und ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die
hierfür geltenden Regelungen nicht einge-
halten worden sind?

Das Finanzmanagement des Vereins er-
folgt in Form einer arbeitstäglich zentralen
Liquiditätsüberwachung, -steuerung und Li-
quiditätsdisposition, darüber hinaus werden
wöchentlich die Liquiditätsentwicklung und
wesentliche Vorkommnisse an die beson-
deren Vertreter berichtet. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig
und zeitnah in Rechnung gestellt werden?
Ist durch das bestehende Mahnwesen ge-
währleistet, dass ausstehende Forderun-
gen zeitnah und effektiv eingezogen wer-
den?

Die Entgelte werden nach unseren Fest-
stellungen vollständig und zeitnah in Rech-
nung gestellt. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderun-
gen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-
/Konzernbereiche?

Nach unseren Feststellungen entspricht
das Controlling in Abhängigkeit der Größe
sowie der Unternehmenstätigkeit den be-
sonderen Anforderungen des Vereins. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Be-
richtswesen eine Steuerung und/oder
Überwachung der Tochterunternehmen
und der Unternehmen, an denen eine we-
sentliche Beteiligung besteht?

Das Rechnungs- und Berichtswesen er-
möglicht u. a. durch führungsrelevante
Auswertungen, welche laufend und zeitnah
zur Verfügung gestellt, eine Steuerung und
Überwachung der Tochtergesellschaften.
Nach unseren Feststellungen entspricht
das Rechnungs- und Berichtswesen in Ab-
hängigkeit der Größe sowie der Unterneh-
menstätigkeit den besonderen Anforderun-
gen des Vereins zur Steuerung seiner
Tochtergesellschaften. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

Frage Beantwortung

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach
Art und Umfang Frühwarnsignale definiert
und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe
bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig
erkannt werden können?

Der Verein verfügt über ein Risikomanage-
mentsystem, in welches die Tochtergesell-
schaften angebunden sind. Die besonde-
ren Vertreter definieren u. a. im Hinblick
auf die Einhaltung des AWO-Governance-
Kodex, die Wirtschaftsplanung einschließ-
lich Investitionsplanung, die regelmäßige
Berichterstattung zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung sowie die Liquiditätsüberwachung
Risiken, die im Rahmen des Risikomana-
gementsystems bewertet und beurteilt wer-
den. Im Zuge der zweimal jährlich durchge-
führten qualitativen Risikobewertungen
werden wesentliche Risiken erfasst, analy-
siert und dokumentiert. Auf dieser Grundla-
ge erfolgt eine regelmäßige Einschätzung
der Risikosituation des Vereins und seiner
Tochtergesellschaften.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind
sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-
ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die
Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Durch die Risikodetermination im Bezug
auf die u. a. Wirtschaftsplanung vgl. auch
Beantwortung zu Frage a) Fragenkreis 4,
sind wichtige Teilkomponenten des Risiko-
früherkennungssystems in Rahmen eines
implementierten Risikomanagementsys-
tems in einem ersten Schritt und auch vor
dem Hintergrund der Vereinsgröße und -
komplexität vorhanden sowie bei entspre-
chender Anwendung geeignet, ihren Zweck
zu erfüllen.

Anhaltspunkte das die Maßnahmen nicht
durchgeführt werden, haben sich im Rah-
men unsere Prüfung nicht ergeben.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend doku-
mentiert?

Vgl. Beantwortung zu Frage a) und b) Fra-
genkreis 4.
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnah-
men kontinuierlich und systematisch mit
dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit
den Geschäftsprozessen und Funktionen
abgestimmt und angepasst?

Vgl. Beantwortung zu Frage a) und b) Fra-
genkreis 4.

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Frage Beantwortung

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Ge-
schäftsumfang zum Einsatz von Finanzin-
strumenten sowie von anderen Terminge-
schäften, Optionen und Derivaten schrift-
lich festgelegt? Dazu gehört:
- Welche Produkte/Instrumente dürfen

eingesetzt werden?
- Mit welchen Partnern dürfen die Pro-

dukte/Instrumente bis zu welchen Be-
trägen eingesetzt werden?

- Wie werden die Bewertungseinheiten
definiert und dokumentiert und in wel-
chem Umfang dürfen offene Posten
entstehen?

- Sind die Hedge-Strategien beschrie-
ben, z. B. ob bestimmte Strategien
ausschließlich zulässig sind bzw. be-
stimmte Strategien nicht durchgeführt
werden dürfen (z. B. antizipatives Hed-
ging)?

Im aktuellen Geschäftsjahr hat der Verein
zur Absicherung künftiger Zahlungsströme
aus sowohl variabel verzinslichen als auch
fest verzinslichen Darlehen ein derivatives
Finanzinstrument in Form von Zinsswaps
eingesetzt. Diese Zinsswaps wurden bei
der Landesbank Hessen-Thüringen abge-
schlossen und basieren jeweils auf einem
Grundgeschäft mit vergleichbarem, gegen-
läufigem Risiko, auch bekannt als "Micro-
Hedge". Bei diesem Vorgang werden feste
und variable Zinsen ausgetauscht. Das
Grundgeschäft (Darlehen) und das Siche-
rungsgeschäft (Swap) werden als eine Be-
wertungseinheit gemäß § 254 HGB be-
trachtet.

Das Sicherungsgeschäft hat eine Laufzeit
bis zum 29. März 2029. Zum
31. Dezember 2025 beträgt das gesicherte
Kreditvolumen EUR 138.518,44. Die Lan-
desbank Hessen-Thüringen bewertet das
derivative Finanzinstrument zum
31. Dezember 2025 mithilfe des Black-
Scholes-Optionspreismodells. Dabei ergibt
sich ein negativer Marktwert von
EUR 7.674,38.

Gemäß der "Einfrierungsmethode" erfolgt
keine Rückstellungsbildung für drohende
Verluste aus schwebenden Geschäften in
dieser Höhe. 
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b) Werden Derivate zu anderen Zwecken ein-
gesetzt als zur Optimierung von Kreditkon-
ditionen und zur Risikobegrenzung?

Nein, vgl. auch Beantwortung zur Frage a)
Fragenkreis 5.

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem
Geschäftsumfang entsprechendes Instru-
mentarium zur Verfügung gestellt insbe-
sondere in Bezug auf
- Erfassung der Geschäfte
- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck

der Risikoanalyse
- Bewertung der Geschäfte zum Zweck

der Rechnungslegung
- Kontrolle der Geschäfte?

Vgl. Beantwortung zur Frage a) Fragen-
kreis 5.

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der
Risikoabsicherung (Hedging) dienende De-
rivatgeschäfte und werden Konsequenzen
aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

Entfällt, vgl. Beantwortung zur Frage a)
und b) Fragenkreis 5.

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ange-
messene Arbeitsanweisungen erlassen?

Ein Abschluss deratiger Geschäfte erfolgt
nach der Geschäftsordnung für die beson-
deren Vertreter und auskunftsgemäß nur in
Abstimmung mit diesem, vgl. Beantwor-
tung zur Frage a) Fragenkreis 4.

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der
Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf
die offenen Positionen, die Risikolage und
die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Vgl. Beantwortung zur Frage a) Fragen-
kreis 5.
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Fragenkreis 6: Interne Revision

Frage Beantwortung

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unter-
nehmens/Konzerns entsprechende Interne
Revision/Konzernrevision? Besteht diese
als eigenständige Stelle oder wird diese
Funktion durch eine andere Stelle (ggf.
welche?) wahrgenommen?

Das Verbandsstatut des Arbeiterwohlfahrt
Bundesverband e.V., welches gemäß des
§ 12 der Satzung des Arbeiterwohlfahrt Be-
zirksverband Hessen-Nord e. V. in ihrer je-
weils gültigen Fassung Bestandteil der Sat-
zung ist, sieht die Funktion der Internen
Revision vor. Die Innenrevisoren sind hin-
sichtlich der Prüfungsaufträge weisungsge-
bunden, in der Durchführung Ihrer Aufträge
von Weisungen unabhängig. 

Die interne Revision prüft den Verbandsbe-
reich für den sie tätig ist und kann auf An-
forderung auch für dessen Gliederungen
tätig werden. 

Der Bezirksvorstand hat die Stelle der ln-
nenrevision zum 1. Juli 2022 besetzt. Die
Stelle der lnnenrevision ist bei dem Arbei-
terwohlfahrt Bezirksverband Hessen-Nord
e. V. implementiert, die Revisionstätigkeit
erstreckt sich auf den Verein als auch auf
seine Tochterunternehmen.

Neben der hauptamtlichen Innenrevision
sind gewählte ehrenamtliche Verbandsrevi-
soren tätig, die gemäß Verbandsstatut ver-
antwortlich sind. 
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b) Wie ist die Anbindung der Internen Revisi-
on/Konzernrevision im Unternehmen/ Kon-
zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr
von Interessenkonflikten?

Die Interne Revision ist eine Stabstelle,
welche den besonderen Vertretern zuge-
ordnet ist, vgl. auch Beantwortung zu Fra-
ge a) Fragenkreis 6. 

Nach unseren Erkenntnissen bei der Prü-
fung ergib sich im Berichtsjahr bei des Ver-
eins durch die Tätigkeit der Innenrevision
kein Interessenkonflikt.

c) Welches waren die wesentlichen Tätig-
keitsschwerpunkte der Internen Revision/
Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde
auch geprüft, ob wesentlich miteinander
unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung
von Anweisung und Vollzug) organisato-
risch getrennt sind? Wann hat die Interne
Revision das letzte Mal über Korruptions-
prävention berichtet? Liegen hierüber
schriftliche Revisionsberichte vor?

Die Tätigkeitsschwerpunkte der Internen
Revision ergeben sich aus dem Tätigkeits-
plan /-bericht der Revision 2025.

Wesentliche Tätigkeitsschwerpunkte in
2025 waren u. a.:
 Personalverwaltung,

 IT-Sicherheit,

 Forderungsmanagement,

 Finanzierung & Liquidität,

 Lizenzmanagement,

 Gehaltsabrechnungen.

Die Prüfung von wesentlich miteinander
unvereinbaren Funktionen (z. B. Trennung
von Anweisung und Vollzug) erfolgt durch
die Interne Revision. 

Im Berichtsjahr erfolgte keine Tätigkeit im
Bezug zur Korruptionsprävention.

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungs-
schwerpunkte mit dem Abschlussprüfer ab-
gestimmt?

Eine Abstimmung der Schwerpunkt der Re-
vision mit dem Abschlussprüfer ist nicht er-
folgt (vgl. Beantwortung zu Frage a) Fra-
genkreis 6).

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision
bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und
um welche handelt es sich?

Die Innenrevision hat keine grundsätzlich
bemerkenswerten Mängel aufgedeckt.
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f) Welche Konsequenzen werden aus den
Feststellungen und Empfehlungen der In-
ternen Revision/Konzernrevision gezogen
und wie kontrolliert die Interne Revision/
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Emp-
fehlungen?

Die Berichterstattung erfolgt an den Vor-
stand und die besonderen Vertreter. Die
Feststellungen und Empfehlungen werden
in dem Gremium beraten und entsprechen-
de Beschlüsse und Entscheidungen, wenn
notwendig auf den Weg gebracht. Die In-
terne Revision kontrolliert ihre Empfehlung
mit der Durchführung von Folgeprüfungen.
Die Intervalle der Folgeprüfungen werden
nach Risikokriterien festgelegt.

3. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-
zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen
des Überwachungsorgans

Frage Beantwortung

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die vorherige Zustimmung des Überwa-
chungsorgans zu zustimmungspflichtigen
Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht
eingeholt worden ist?

Im Ergebnis unserer Prüfungshandlungen
haben wir keine Feststellungen dahinge-
hend getroffen, dass Zustimmungen bei
zustimmungsbedürftigen Rechtsgeschäften
bzw. Maßnahmen nicht eingeholt worden
sind. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglie-
der der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans die Zustimmung des Über-
wachungsorgans eingeholt?

Die Frage ist vorliegend nicht einschlägig,
da auskunftsgemäß keine derartige Kredit-
gewährung im Berichtsjahr erfolgt ist.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungs-
bedürftig behandelte Maßnahmen vorge-
nommen worden sind (z. B. Zerlegung in
Teilmaßnahmen)?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir kei-
ne Anhaltspunkte dafür festgestellt, dass
solche Maßnahmen vorgenommen wur-
den.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Ge-
schäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans über-
einstimmen?

Es haben sich im Rahmen unserer Prüfung
grundsätzlich keine Anhaltspunkte erge-
ben, dass Geschäfte und Maßnahmen
nicht mit den geltenden Vorschriften und
bindenden Beschlüssen des Überwa-
chungsorgans übereinstimmen.
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen

Frage Beantwortung

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Be-
teiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-
materielle Anlagewerte und Vorräte) ange-
messen geplant und vor Realisierung auf
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzier-
barkeit und Risiken geprüft?

Nach unseren Feststellungen erscheint das
den Investitionen vorausgehende Pla-
nungsverfahren angemessen und berück-
sichtigt auch Untersuchungen hinsichtlich
Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit sowie
möglicher Risiken. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein
Urteil über die Angemessenheit des Prei-
ses zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw.
Veräußerung von Grundstücken oder Be-
teiligungen)?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich
keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Un-
terlagen/Erhebungen zur Preisermittlung
nicht ausreichend waren. Nach den uns er-
teilten Auskünften und unseren Einschät-
zungen sind ausreichende Vorkehrungen
getroffen, um die Angemessenheit von
Preisen festzustellen (z. B. Einholung von
Angeboten).

c) Werden Durchführung, Budgetierung und
Veränderungen von Investitionen laufend
überwacht und Abweichungen untersucht?

Eine derartige Überwachung und Untersu-
chung von Abweichungen erfolgt aus-
kunftsgemäß im Zusammenhang mit dem
Planungswesen regelmäßig.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitio-
nen wesentliche Überschreitungen erge-
ben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus
welchen Gründen?

Nach unseren Feststellungen haben sich
keine wesentlichen Überschreitungen bei
den Investitionen ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlos-
sen wurden?

Im Ergebnis unserer Prüfung haben sich
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass
Leasing- oder vergleichbare Verträge nach
Ausschöpfung der Kreditlinie abgeschlos-
sen wurden.
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

Frage Beantwortung

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige
Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B.
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) erge-
ben?

Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße ge-
gen Vergaberegelungen wurden im Zuge
unserer Prüfungshandlungen nicht festge-
stellt.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Ver-
gaberegelungen unterliegen, Konkur-
renzangebote (z. B. auch für Kapitalauf-
nahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Auskunftsgemäß erfolgt die Einholung von
Konkurrenzangeboten stets bei wesentli-
chen Geschäftsvorgängen. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

Frage Beantwortung

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig
Bericht erstattet?

Dem Überwachungsorgan wird regelmäßig
Bericht erstattet (u. a. Quartalsberichte/
Berichtswesen, Unternehmensplanung,
Jahresabschluss).

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden
Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-
ternehmens/Konzerns und in die wichtigs-
ten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Nach unseren Feststellungen vermitteln die
Berichte einen zutreffenden Einblick in die
wirtschaftliche Lage des Vereins und der
Tochtergesellschaften.

c) Wurde das Überwachungsorgan über we-
sentliche Vorgänge angemessen und zeit-
nah unterrichtet? Liegen insbesondere un-
gewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvor-
fälle sowie erkennbare Fehldispositionen
oder wesentliche Unterlassungen vor und
wurde hierüber berichtet?

Eine zeitnahe Unterrichtung der Überwa-
chungsgremien über wesentliche Vorgänge
ist nach unseren Erkenntnissen erfolgt. 
Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-
nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvor-
fälle oder auch erkennbare Fehldispositio-
nen haben wir nicht festgestellt.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-
/Konzernleitung dem Überwachungsorgan
auf dessen besonderen Wunsch berichtet
(§ 90 Abs. 3 AktG)?

Im Berichtsjahr wurden nach unseren Fest-
stellungen keine besonderen Berichtsan-
forderungen im Sinne der Fragestellung an
die besonderen Vertreter gestellt.
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG
oder unternehmensinternen Vorschriften)
nicht in allen Fällen ausreichend war?

Hinweise auf unzureichende Berichterstat-
tung an das Überwachungsorgan haben
wir im Rahmen unserer Prüfung nicht fest-
gestellt.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde
ein angemessener Selbstbehalt verein-
bart? Wurden Inhalt und Konditionen der
D&O-Versicherung mit dem Überwa-
chungsorgan erörtert?

Es wurde auskunftsgemäß eine
Vermögensschadenshaftpflicht-Versicher-
ung (D&O-Versicherung) mit Selbstbehalt
abgeschlossen, die auskunftsgemäß auch
für die neuen besonderen Vertreter in 2025
fortbesteht.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder
der Geschäftsleitung oder des Überwa-
chungsorgans gemeldet wurden, ist dies
unverzüglich dem Überwachungsorgan of-
fengelegt worden?

Hinweise auf derartige Interessenkonflikte
haben sich im Rahmen unserer Prüfung
nicht ergeben. Eine unverzügliche Offenle-
gung ist aber auskunftsgemäß vorgese-
hen.

4. Vermögens- und Finanzlage

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

Frage Beantwortung

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkun-
dig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Nach unseren Feststellungen ist dies nicht
der Fall.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder nied-
rig?

Die Bestände erscheinen unseres Erach-
tens nicht ungewöhnlich.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
die Vermögenslage durch im Vergleich zu
den bilanziellen Werten erheblich höhere
oder niedrigere Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst
wird?

Hierzu haben sich im Rahmen unserer Prü-
fung keine Anhaltspunkte ergeben.

PROF. DR. LUDEWIG + SOZIEN GMBH & CO. KG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT | STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT | RECHTSANWÄLTE

KASSEL

*elektronische Kopie*



16025/25 Anlage 9.  15

Fragenkreis 12: Finanzierung

Frage Beantwortung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach in-
ternen und externen Finanzierungsquellen
zusammen? Wie sollen die am Abschluss-
stichtag bestehenden wesentlichen Investi-
tionsverpflichtungen finanziert werden?

Zur Zusammensetzung der Kapitalstruktur
verweisen wir auf Anlage 7 unseres Be-
richts über die Jahresabschlussprüfung. 

Zum Abschlussstichtag bestehen keine we-
sentlichen direkten Investitionsverpflichtun-
gen bei dem Verein. 

Die geplanten Investitionsvorhaben nach
der 5-jährigen Wirtschaftsplanung sollen
im Wesentlichen durch Fremd- und Eigen-
mittel unter Berücksichtigung von Zuschüs-
sen finanziert werden. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu be-
urteilen, insbesondere hinsichtlich der Kre-
ditaufnahmen wesentlicher Konzerngesell-
schaften?

Entfällt, da es sich vorliegend nicht um ei-
nen Konzern handelt.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen
Finanz-/Fördermittel einschließlich Garanti-
en der öffentlichen Hand erhalten? Haben
sich Anhaltspunkte ergeben, dass die da-
mit verbundenen Verpflichtungen und Auf-
lagen des Mittelgebers nicht beachtet wur-
den?

Im Berichtsjahr hat der Verein keine neuen
Finanz-/ Fördermittel der öffentlichen Hand
erhalten. 
Der Verein hat Zuschüsse der Glücksspira-
le erhalten. 

Anhaltspunkte, dass die damit verbunde-
nen Verpflichtungen und Auflagen nicht
beachtete wurden haben sich im Rahmen
unserer Prüfung nicht ergeben.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

Frage Beantwortung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme auf
Grund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-
ausstattung?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir kei-
ne Feststellungen dahingehend getroffen,
dass Finanzierungsprobleme aufgrund der
Eigenkapitalausstattung bestehen.
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b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag
(Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung)
mit der wirtschaftlichen Lage des Unter-
nehmens vereinbar?

Der Jahresüberschuss soll auf neue Rech-
nung vorgetragen werden. Der Gewinnver-
wendungsvorschlag ist mit der wirtschaftli-
chen Lage des Vereins vereinbar.

5. Ertragslage

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

Frage Beantwortung

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des
Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/
Konzernunternehmen zusammen?

Diese Frage ist nicht einschlägig, da der
Verein nicht in mehreren Segmenten tätig
ist.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von
einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist u. a. von der Ge-
winnausschüttung der Tochtergesellschaft
geprägt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass
wesentliche Kredit- oder andere Leistungs-
beziehungen zwischen Konzerngesell-
schaften bzw. mit den Gesellschaftern ein-
deutig zu unangemessenen Konditionen
vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich
keine wesentlichen Anhaltspunkte erge-
ben, die darauf hindeuten, dass wesentli-
che Kredit- oder andere Leistungsbezie-
hungen mit den Tochtergesellschaften  ein-
deutig zu unangemessenen Konditionen
vorgenommen werden.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und
preisrechtlich erwirtschaftet?

Die Frage ist nicht einschlägig, da der Ver-
ein keine Konzessionsabgabe zu leisten
hat.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

Frage Beantwortung

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für
die Vermögens- und Ertragslage von Be-
deutung waren, und was waren die Ursa-
chen der Verluste?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich
keine Anhaltspunkte ergeben, dass we-
sentliche einzelne verlustbringende Ge-
schäfte bestehen.
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b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um
die Verluste zu begrenzen, und um welche
Maßnahmen handelt es sich?

Die Frage ist nicht einschlägig (Vgl. Beant-
wortung zu Frage a) Fragenkreis 15).

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der
Ertragslage

Frage Beantwortung

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbe-
trages?

Die Frage ist nicht einschlägig, da im Be-
richtsjahr ein Jahresüberschuss erwirt-
schaftet wurde.

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet
bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage
des Unternehmens zu verbessern?

Die Frage ist nicht einschlägig (Vgl. Beant-
wortung zu Frage a) Fragenkreis 16).
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